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Executive Summary

Die Studie analysiert die rechtlichen und wirtschaftlichen Auswirkungen des
Brexit zehn Jahre nach dem Volksentscheid im Vereinigten Konigreich und
mogliche Lehren fiir die Schweiz bei der bevorstehenden Debatte iiber die Bi-
lateralen III. Dabei wird primar untersucht, in welchem Ausmass die von Ex-
ponenten der «Vote Leave» Kampagne gemachten Brexit-Versprechen erfillt
worden sind.

Ausgehend von den Kernversprechen der Brexitbefiirworter zur Souveranitat,
zur Wirtschaftsentwicklung sowie zur Migration beantwortet die Studie fol-
gende zwei Fragen:

1 Was wurde von den Brexit-Befiirwortern versprochen, was ist
o6konomisch und rechtlich eingetreten?

Die Studie zeigt, dass der Brexitprozess von erheblicher rechtlicher und wirt-
schaftlicher Unsicherheit begleitet und gepragt war. Das lag unter anderem
an der mangelnden Klarheit und Einigkeit iber die konkrete Ausgestaltung
des Brexit seitens des Vereinigten Konigreichs. Das fiihrte dazu, dass sich der
Brexitprozess stark in die Lange zog und Losungen oft erst in allerletzter Mi-
nute gefunden wurden. So trat etwa das fiir die derzeitigen Handelsbeziehun-
gen zwischen EU und UK massgebliche Handels- und Kooperationsabkommen
schon acht Tage nach Abschluss (und Veroéffentlichung) in Kraft, was eine ef-
fektive Vorbereitung seitens der Wirtschaft und Verwaltung auf die komplett
neue Rechtslage nahezu unméglich machte.

Insgesamt diagnostiziert die Studie, dass den Brexitversprechen teils unrealis-
tische Annahmen zugrunde lagen, die zu tiberzogenen Erwartungen fithrten.
Insbesondere iiberschitzte man die eigene Verhandlungsmacht und unter-
schatzte die Eigeninteressen der EU. Die Funktionsweise und Komplexitat des
EU-Binnenmarkts war nicht hinreichend bekannt und seine Substituierbarkeit
durch Handel mit Drittstaaten wurde ebenfalls falsch eingeschatzt.

Das Souveranitatsversprechen wurde formell in grossen Teilen eingelost, wo-
bei das UK erhebliche und politisch schwer zu akzeptierende Zugestidndnisse
im Hinblick auf Nordirland, die Wettbewerbsbedingungen im Handel mit der
EU und die Fangrechte in britischen Gewassern machen musste.

Mit dem Ausscheiden aus dem Binnenmarkt gab es keine umfassende regu-
latorische Entlastung der UK-Wirtschaft. Viele EU-Regelungen sind nach wie



vor in Kraft. Hingegen fiihren nicht-tarifare Hindernisse im Handel mit der EU
zu zusatzlichen administrativen Kosten fiir die Unternehmen.

Beziglich des 6ffentlichen Haushalts fithrte der Brexit nicht zu sptrbaren Er-
sparnissen. Der finanzpolitische Spielraum nahm nicht zu. Dagegen erreichte
der BIP-Anteil der Staatsverschuldung den hdchsten Stand seit den 60er Jah-
ren. Auch das Versprechen des «Global Britain» wurde bisher nicht eingelost:
zwar hat das UK mehrere Handelsabkommen abschliessen bzw. diesen beitre-
ten konnen, jedoch liessen sich die durch den Brexit verlorenen Marktanteile
im europaischen Binnenmarkt dadurch nicht vollstandig kompensieren.

Insgesamt zeigen Studien, dass der Brexit zu einem signifikant geringeren
Wirtschaftswachstum (minus 6 bis 8 Prozent BIP) und geringeren Direktinves-
titionen (minus 12 bis 18 Prozent) fiihrte.

Bei der Migration lassen sich folgende Entwicklungen beobachten: zwar wurde
formell die Kontrolle iber die Migration gewonnen, jedoch kam es statt eines
Riickgangs der Nettozuwanderung zunachst zu einem signifikanten Anstieg.
Stark verandert hat sich die Herkunft der Zuwandernden: kamen 2016 noch
44% aus der EU, sind es heute nur noch bei 9%, wahrend der Anteil der Zu-
wandernden aus Nicht-EU-Staaten auf 75% anstieg . Die restlichen 16% sind
riickkehrende UK-Staatsangehorige.

2 Welche Lehren lassen sich 10 Jahre nach dem Brexit fiir die
Schweiz im Kontext der Bilateralen III ziechen?

Die Studie stellt fest, dass die Ausgangslage fiir die Schweiz eine andere ist:
mit den Bilateralen III geht es um die Fortsetzung des bisherigen bilateralen
Wegs mit institutionellen Neuregelungen fiir Binnenmarktabkommen und mit
neuen Abkommen. Ohne die Bilateralen III sind Umfang und Ausgestaltung der
kinftigen Beziehungen zur EU unklar. Bei einem Nein kame es nicht zu ei-
nem Bruch wie beim Brexit, sondern wohl zu einer Erosion der existierenden
Binnenmarktabkommen. Ebenso wie das UK wire auch die Schweiz wohl mit
einer Phase erheblicher Rechtsunsicherheit konfrontiert. Bei einer allmahlich
erfolgenden Erosion des bestehenden Marktzugangs ware die Phase der Un-
sicherheit im Falle der Schweiz aber langer. Die wirtschaftlichen Folgen einer
solchen Rechtsunsicherheit hat die Studie fiir das UK aufgezeigt.

Hinzu kommen allgemeine Lehren tiber die Verhandlung von Freihandelsab-
kommen, die auch das UK als eine wesentlich grossere Volkswirtschaft er-
fahren musste: «size matters in geopolitics». Angesichts der deutlich protek-
tionistischeren Grosswetterlage im Welthandel ist eine Fragmentierung der



Weltwirtschaft in Handelsblocke zu erwarten, was auch zu grosseren protek-
tionistischen Strémungen innerhalb der EU fiihrt. Diesen Kontext wiirde die
Schweiz bei einer Neuverhandlung ihrer Handelsbeziehungen mit der EU auch
zu spliren bekommen.

Angesichts der Bedeutung des EU-Binnenmarktes fiir den Handel und dem da-
mit einhergehenden Vorteil der Konformitat mit EU-Standards ergeben sich
ahnlich wie fiir UK auch fiir die Schweiz wenig Anreize flir weitreichende De-
regulierungen resp. eigene Normen. Ebenso sind bei einem Nein zu den Bi-
lateralen III nur geringe finanzielle Einsparungen durch ein Abkoppeln vom
EU-Binnenmarkt zu erwarten. Ebenso wenig lasst sich angesichts der bereits
erfolgreichen Schweizer Aussenwirtschaftspolitik mit Drittstaaten ein nen-
nenswerter zusatzlicher Spielraum zum Abschluss weiterer Handelsabkom-
men erwarten.

Jan Atteslander, Tobias Lock*
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1 Einleitung

1  Einleitung

11  Brexit als paradigmatisches Beispiel von
Desintegration

Der Austritt des Vereinigten Konigreichs (UK) aus der Europdischen Union
(Brexit) ist ein Bruch in der europaischen Integrationsgeschichte. Auf die
Grindung der Europaischen Gemeinschaften in den 1950er Jahren durch die
sechs urspriinglichen Mitgliedstaaten folgten bis 2013 mehrere Erweiterungs-
runden auf zuletzt 28 Mitgliedstaaten, ohne dass es zu einem Austritt kam. Der
Brexit stellte damit eine Zasur fiir die Europaische Union dar.

Aus Schweizer Perspektive ist diese Zasur in mehrfacher Hinsicht relevant, da
sie die Auswirkungen eines europapolitischen Kurswechsels im Falle des UK
aufzeigt.

Zehn Jahre nach der Volksabstimmung tiber den Brexit liegen nun ausreichend
qualitative und quantitative Fakten zu einer ersten Beurteilung von dessen
Auswirkungen vor.

1.2 Fragestellungen und Methode der Studie

In methodischer Hinsicht gibt es zwei Ansatze. So lassen sich die Auswirkun-
gen auf die verschiedenen Bereiche quantitativ und qualitativ auswerten. Oder
aber man geht der Frage nach, inwieweit die wahrend der Abstimmungskam-
pagne gemachten zentralen Versprechungen im Falle eines Brexits erfiillt wor-
den sind.

Diese Studie verfolgt den zweiten Ansatz. Sie untersucht zwei Fragekomplexe:

Was wurde von den Brexit-Befiirwortern versprochen, was ist 6ko-
nomisch und rechtlich eingetreten?

Welche Lehren lassen sich 10 Jahre nach dem Brexit fiir die Schweiz
im Kontext der Bilateralen III ziehen?

Die Studie konzentriert sich auf die Kernversprechen der Brexitkampagne, vor
allem der offiziellen «Vote leave»-Kampagne. Diese Versprechen sind das Sou-
veranitatsversprechen, das 6konomische Versprechen und das Migrationsver-
sprechen.
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10 Jahre Brexit - Lehren fiir die Schweiz

In methodischer Hinsicht wertet dieses Papier Aussagen der «Vote Leave»-
Kampagne und anderer prominenter Brexitbefiirworter (etwa massgeblicher
PolitikerInnen), wissenschaftliche Studien, offizielle Statistiken und andere of-
fizielle Dokumente, Presseberichte sowie Gesetze und Abkommen aus. Die Ar-
beit basiert somit auf einer Dokumentenanalyse.

12



2 Die Brexit-Versprechen

2  Die Brexit-Versprechen

21 Vorgeschichte

Im Hinblick auf die europaische Integration war das UK ein Spatkommer. Noch
in den fiinfziger Jahren hatte es eine Beteiligung an der europaischen wirt-
schaftlichen Integration - vor allem wegen der eigenen Rolle als Fithrungs-
nation des Commonwealth - abgelehnt. Es trat den Europaischen Gemein-
schaften' erst 1973 bei. Dieser Beitritt erfolgte durch Parlamentsbeschluss
unter dem konservativen Premierminister Edward Heath. Kurze Zeit spater
wurde eine Labour-Regierung ins Amt gewahlt, unter anderem auf Grundlage
eines Wahlversprechens, eine Abstimmung tber die Mitgliedschaft im «Ge-
meinsamen Markt» (Common Market), wie die Europaischen Gemeinschaften
ublicherweise genannt wurden, abzuhalten. Bei der Volksabstimmung 1975
sprachen sich 69% der Wahlenden fiir einen Verbleib in den Europaischen Ge-
meinschaften aus. Unterstiitzung fiir einen Austritt war damals vor allem auf
Seiten der politisch Linken zu finden. Dies anderte sich in den 80er Jahren, als
Premierministerin Thatcher einen immer europaskeptischeren Ton anschlug
und vor allem die ihrer Meinung nach tiberbordende Biirokratie in Briissel an-
prangerte sowie ihre Bedenken gegen einen «europdischen Superstaat» zum
Ausdruck brachte.?

Gleichzeitig begann das UK eine gewisse Sonderrolle unter den Mitgliedstaa-
ten einzunehmen, insbesondere durch das Verhandeln verschiedener Ausnah-
meregelungen, wie dem «opt out» aus dem grenzfreien Schengenraum, der
Nicht-Einfiihrung des Euro als Wahrung, der nur teilweisen Partizipation am
Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts (also der Zusammenarbeit
im Justizwesen und bei den Strafsachen) und nicht zuletzt dem von Thatcher
verhandelten Beitragsrabatt.

Zwar beruhigte sich das UK-EU-Verhaltnis wahrend der eher pro-europai-
schen Labour-Regierung (1997-2010), jedoch musste auch diese Zugestiand-
nisse an den in den Medien und der Bevolkerung wachsenden Euroskepti-
zismus machen, etwa indem sie eine Volksabstimmung tber den geplanten
Europaischen Verfassungsvertrag versprach. Da dieser aber schon an Volksab-
stimmungen in Frankreich und den Niederlanden scheiterte, kam es nie dazu.
Der (nahezu identische) Vertrag von Lissabon wurde dann - trotz Kritik der
Opposition - nur parlamentarisch ratifiziert.

13



10 Jahre Brexit - Lehren fiir die Schweiz

Nach der Wahl 2010, die eine Koalition aus (europakritischen) Konservativen
und (europafreundlichen) Liberalen unter Fihrung von David Cameron her-
vorbrachte, erfolgten erste Schritte hin zu einem Austrittsreferendum: 2011
verabschiedete das Parlament eine gesetzliche Garantie einer Volksabstim-
mung tber einen allfalligen neuen EU-Vertrag. Anschliessend veranlasste die
Regierung eine weitreichende Untersuchung zur Kompetenzverteilung zwi-
schen EU und Mitgliedstaaten, die allerdings keine systemischen Probleme
identifizierte.” Zudem kam es 2013 zur Bloomberg Rede Camerons, in der er
seine Plane fiir eine Neuverhandlung der Bedingungen der Mitgliedschaft so-
wie eine anschliessende Volksabstimmung tiber die so nachverhandelte Mit-
gliedschaft ankiindigte.* Freilich war dies mit den damaligen Koalitionspart-
nern nicht zu machen, so dass diese Pline erst nach dem (iberraschenden)
Wabhlsieg der Konservativen 2015 ausgefiihrt wurden.

Die Nachverhandlungen im Europaischen Rat konzentrierten sich auf vier Ge-
sichtspunkte: Migration (Einschrankung von Sozialleistungen); ein Ende der
Verpflichtung zur «einer immer engeren Union der V6lker Europas»; keine Be-
nachteiligung von Staaten, die nicht am Euro teilnehmen; mehr Wettbewerbs-
fahigkeit.” Das Ergebnis vom Februar 2016 stimmte nur wenige im UK zufrie-
den, was wenig iberraschend war. Denn der Idee der Neuverhandlung des
EU-UK-Verhaltnis lag ein bilaterales Verstandnis der Beziehungen zugrunde,
das eben nicht der Realitit der EU-Mitgliedschaft als Teil einer Integrations-
gemeinschaft, die auf der Gleichheit aller Mitglieder beruht, entsprach. Dem-
entsprechend konnte es von Anfang an keinen entscheidenden Durchbruch,
vor allem in der Frage der Personenfreiziigigkeit fiir EU-Biirger (im Sinne eines
Riickgangs der Nettozuwanderung), geben.

2.2 Akteure, Diskurse und Narrative

Cameron entschied sich in der Folge fiir eine schnelle Volksabstimmung am
23. Juni 2016, obwohl er rein rechtlich gesehen bis Ende 2017 Zeit gehabt hatte.

2.2.1 Zentrale politische Akteure und Kampagnen

In der Folge bildeten sich neue politische Allianzen, wobei die Spaltung vor al-
lem in der konservativen Partei offensichtlich wurde. Die Liberalen und Labour
(mit sehr wenigen Ausnahmen) waren fiir den Verbleib in der EU; die United
Kingdom Independence Party (UKIP) von Nigel Farage - starkste Kraft bei den
Europawahlen 2014 - war selbstredend fiir den Austritt. Die konservative Re-
gierung war offiziell fir den Verbleib in der EU, hob aber die Pflicht fiir Re-
gierungsmitglieder auf, den offiziellen Regierungskurs zu unterstiitzen. In der
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2 Die Brexit-Versprechen

Folge sprachen sich mehrere Kabinettsmitglieder fiir den Brexit aus; zu diesen
gesellte sich auch der damalige Londoner Biirgermeister Boris Johnson, der
zum wichtigsten Protagonisten der Austrittskampagne wurde.

In der Folge bestimmte die Wahlkommission entsprechend geltendem Recht
zwei Hauptkampagnen: «Vote Leave» und «Britain Stronger in Europe». Damit
verbunden war u.a. eine erhohte Ausgabengrenze von 7 Millionen Pfund pro
Kampagne, Zugang zu Wahlerdaten fir Postwurfsendungen und das exklusive
Recht, Wahlwerbung im Rundfunk und Fernsehen zu schalten. Hinzu kamen
noch mehrere registrierte Vereinigungen, die ebenfalls aktiv wurden, insbe-
sondere die von Nigel Farage angefithrte Leave.EU-Kampagne sowie alle poli-
tischen Parteien.’

2.2.2 Rolle von Medien und politischer Kommunikation

Eine entscheidende Rolle kam zudem den Medien im Land zu.’ Die Rundfunk-
anstalten, allen voran die BBC, aber auch private, waren der Unparteilichkeit
in der Berichterstattung verpflichtet. Dieser wurde typischerweise dadurch
nachgekommen, dass jede Seite abwechselnd zu Wort kam. Eine haufig geaus-
serte Kritik hierzu war, dass dies nicht dazu geeignet war, unwahre bzw. tiber-
triebene Kampagnenaussagen hinreichend kritisch in Frage zu stellen.”

Fir die Printmedien bestand (und besteht) keine Neutralitatspflicht. Diese wa-
ren schon lange im Diskurs um die EU-Mitgliedschaft des UK involviert und
hatten massgeblich zum (grdsstenteils negativen) Image der EU in der Be-
volkerung beigetragen. Die in Teilen sensationalistische Berichterstattung der
britischen Printpresse konzentrierte sich daher vor allem auf die vermeintli-
che Regulierungswut der Briisseler Burokratie. Emblematisch stehen hierfiir
die (ibertriebenen und verzerrten) Geschichten vom Kriimmungsgrad von Ba-
nanen und Gurken,’ aber etwa auch die Glorifizierung der «metric martyrs»
(der Martyrer des Metrischen Systems), einer Gruppe von Gemiisehdndlern,
die sich weigerten, ihre Waren (auch) in Gramm und Kilogramm und nicht nur
in britischen Masseinheiten (Pfund, Unzen usw.) anzupreisen und zu verkau-
fen.

In diesem Geiste wurde von Seiten der Printmedien auch die Referendums-
kampagne begleitet. Am Ende sprachen sich vor allem die grossen Boulevard-
zeitungen (Sun und Daily Mail) sowie das konservative Qualitatsblatt Daily
Telegraph fiir den Brexit aus. Die Qualitatsblatter Times, Guardian, Financial
Times sowie das Boulevardblatt Daily Mirror waren dagegen. Insgesamt tiber-
wog in der Boulevardpresse, die gerade auch viele Wahlende mit geringem In-
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10 Jahre Brexit - Lehren fiir die Schweiz

formationsstand anzusprechen weiss, die Unterstiitzung fiir den Brexit daher
massiv."

Schliesslich muss noch die Rolle der sozialen Medien angesprochen werden,
die eine mitentscheidende Rolle spielten, und wohl auch zum ersten Mal bei
einer Abstimmung im UK gezielt und in einer signifikanten Gréssenordnung
eingesetzt wurden. Auch hier dominierte laut Studien die Austrittskampagne.”

2.3 Typologie der Brexit-Versprechen

2.3.1 Vote Leave - Take back control

Die Wahlenden hatten bei der Volksabstimmung am 23. Juni 2016 die Wahl
zwischen der weiteren EU-Mitgliedschaft - dem bekannten und durch die
Nachverhandlung leicht modifzierten status quo - und dem EU-Austritt, des-
sen konkrete Ausgestaltung unbekannt blieb. Letztlich gab es eine Vielzahl
an denkbaren Modellen fiir die Beziehungen zwischen EU und Nichtmitglied-
staaten nach einem Brexit: in puncto Integration reichen diese von der Mit-
gliedschaft im Europaischen Wirtschaftsraum (inkl. Schengenraum), iiber die
Schweizer Bilateralen, hin zu einer Zollunion, einem einfachen Handelsab-
kommen oder gar einer Beziehung ohne spezielle vertragliche Grundlage, so
dass die Wirtschaftsbeziehungen sich in erster Linie auf Grundlage der Regeln
der Welthandelsorganisation abspielen.

Diese Unsicherheit, was insbesondere die wirtschaftliche Zukunft anbetraf,
hatte man als eine fiir die pro-EU Seite positive Ausgangslage ansehen kdnnen,
zumal der EU-Markt fiir rund die Halfte des britischen Aussenhandels verant-
wortlich war. Hinzu kommt, dass samtliche Modelle der kiinftigen Beziehun-
gen - mit Ausnahme des Welthandelsmodells - der Zustimmung der EU-Part-
ner bediirften, so dass ihre Erreichung ausserhalb der Kontrolle des UK lag.

Allerdings konnten diese Bedenken nicht verfangen, da sich die Austrittskam-
pagne auf einen eingangigen und simplen Slogan einigen konnte, der samt-
lichen Austrittsversprechen zugrunde lag und zudem geeignet war, viele der
Gegenargumente zu entkraften: «Vote Leave, Take Back Control».

Dieses Versprechen der Riicknahme der Kontrolle tiber das eigene Schicksal
war bewusst ergebnisoffen, so dass es moglich war, samtliche Bedenken gegen
den Austritt - etwa, dass sich das Handelsvolumen verringern wiirde und da-
mit wirtschaftlicher Schaden entstiinde - als «project fear» (Angstprojekt) zu
karikieren. Denn «take back control» (Riicknahme der Kontrolle) heisse nur,
dass man sich nun wieder frei entscheiden konne, ob man die Einschrankun-
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2 Die Brexit-Versprechen

gen von Souveranitat, die die EU-Mitgliedschaft mit sich bringt, weiter dul-
den mochte oder ob man - eventuell auf Kosten des Wohlstandes - dies nicht
mehr wolle. Eine Entscheidung dartiber kdnne man aber erst dann fallen, wenn
man ausgetreten sei. Letztlich lassen sich damit alle konkreten Versprechen
der Austrittskampagne unter der Uberschrift «take back control» zusammen-
fassen.”

Hier soll gesondert auf drei Hauptversprechen eingegangen werden: das Ver-
sprechen der Wiederherstellung der Souveranitat; das Versprechen grosserer
o0konomischer Prosperitit; sowie das Versprechen einer Reduktion der Zu-
wanderung (das Migrationsversprechen). Im Rahmen der ¢konomischen Ver-
sprechen wird auch kurz - weil fiir die Schweizer Debatte weniger relevant -
auf das Versprechen vom freien Handel («Global Britain») eingegangen.

Gemein ist allen Versprechen eine Tendenz zur Unterkomplexitit: sie igno-
rieren bzw. bagatellisieren die institutionellen, rechtlichen, politischen, wirt-
schaftlichen sowie menschlichen Realitdten und tiberschitzen die praktischen
Gestaltungsmoglichkeiten, die eine mittelgrosse Demokratie mit einer offenen
Wirtschaft wie das UK in der Realitat hat.

2.3.2 Souveranitatsversprechen

Wie bereits erwahnt, lassen sich die Brexit-Versprechen allesamt unter den
Souveranitatsgedanken subsumieren. An dieser Stelle soll jedoch auf die Ver-
sprechungen in Bezug auf die Souveranitiat im engeren Sinne, also vor allem
die demokratische Selbstbestimmung im Sinne einer weitgehenden Autono-
mie, eingegangen werden.

Dabei sollte man anmerken, dass diese Versprechen auf einem verkirzten und
vereinfachten Souveranitatsbegriff beruhten: zum einen ist gerade auch der
Abschluss internationaler Vertrage und die Mitgliedschaft in internationalen
Organisationen eine Ausitbung staatlicher Souveranitat; zum anderen ist ge-
rade die Mitgliedschaft in der EU ein Beispiel fiir gemeinsam ausgetibte Sou-
veranitat, ist doch jeder Mitgliedstaat an der Gesetzgebung im Rat der EU
und durch die Abgeordneten im Europaischen Parlament unmittelbar betei-
ligt. Mangels Differenzierung ging in der Brexit-Kampagne zudem véllig unter,
dass ein grosser Teil der nationalen Gesetzgebung vom europaischen Recht
gar nicht betroffen ist, dass das UK bei zentralen Rechtsgebieten ein opt-out
gemacht hatte (Euro, Schengen) sowie dass die nationale Umsetzung meistens
Spielraume zulasst.

17



10 Jahre Brexit - Lehren fiir die Schweiz

Versprechen 1: Kontrolle tiber Recht, Rechtsprechung und Demokratie

Laut Versprechen der Brexit-Beflirworter sollte mit dem Brexit wieder die
Kontrolle tiber das eigene Recht erlangt werden. Dabei handelte es sich freilich
nur um die Rechtsgebiete, die Gegenstand europaischer Regulierung sind, was
aber in der wenig nuancierten Diskussion oft unterging.

Folgende Erwidgungen der Brexit-Befiirworter spielten dabei eine Rolle: ers-
tens, die Existenz von EU-Gesetzgebung, die auch im UK Geltung hatte. So
musste etwa das UK, wie andere Mitgliedstaaten auch, die Arbeitszeitrichtlinie
in nationales Recht umsetzen und auch befolgen, obwohl das UK gegen deren
Verabschiedung gestimmt hatte. Zweitens, die Tatsache, dass EU-Recht An-
wendungsvorrang vor nationalem Recht geniesst. So gehen etwa europarecht-
liche Regelungen zum Umweltschutz den nationalrechtlichen Bauplanungs-
vorschriften vor. Drittens, die Rolle des Europaischen Gerichtshofs und dessen
ausschliessliche Zustandigkeit fiir die Auslegung und Wirksamkeit des Euro-
parechts. Viertens, die Tatsache, dass es schwierig (oder gar unmdéglich sei),
diejenigen, die das Recht in der EU machen, abzuwéhlen. Somit sollte auch die
nationale demokratische Selbstbestimmung, also die Souveranitat im engsten
Sinne, wiedergewonnen werden. Flinftens bewege sich die EU unaufhaltbar in
eine Richtung weiterer Integration und eines weiteren, damit einhergehenden
Souveranitatsverlustes, so dass jedes Jahr mehr an Kontrolle verloren wiirde.
Durch den Austritt aus der EU wiirde man sich also dem Einflussbereich des
EU-Rechts entziehen kénnen und wieder eigenstandig entscheiden konnen.

Versprechen 2: Kontrolle tiber die Fischgriinde

Ein anderer Aspekt der Souveranitit betraf die Kontrolle tiber die eigenen
Fischgriinde, die wahrend der EU-Mitgliedschaft durch Fangquoten von der
EU kontrolliert wurden und auch zum Teil Fischern aus anderen Mitgliedstaa-
ten offenstanden. Diese sollten nach dem Brexit wieder ausschliesslich von
britischen Fischern genutzt werden dirfen.

Ein weiteres Souveranitatsversprechen betraf die Kontrolle iiber die Finan-
zen. Auf dieses wird, wegen der thematischen Nahe zu den 6konomischen
Versprechen, im niachsten Abschnitt eingegangen werden.

2.3.3 Okonomische Versprechen

Es fallt auf, dass die «Vote Leave Kampagne» keine wissenschaftlichen Studien
iber quantitative Auswirkungen des angestrebten EU-Austritts auf volkswirt-
schaftliche Kennzahlen wie BIP-Wachstum, Pro-Kopf-Einkommen oder die
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Beschaftigung publizierte. In der Kampagne wurden primar qualitative Aus-
sagen zu den erwarteten wirtschaftlichen Vorteilen des Brexits gemacht. Die
drei wichtigsten Versprechen betrafen Regulierungsentlastung, mehr finanz-
politischen Spielraum sowie den verbesserten Marktzugang zu Drittmarkten.

Versprechen 1: Entlastung von EU-Regulierung

Die Befiirworter des Brexits kritisierten die Uberregulierung der EU und ver-
sprachen im Falle des EU-Austritts geringere und bessere Regulierungen. Ex-
plizit genannt wurde auch die Abkehr von arbeitsrechtlichen Regulierungen
der EU." Dank der Deregulierung des UK wiirde dessen Wettbewerbsfihigkeit
zunehmen und die Wirtschaft entsprechend mehr wachsen. Das Modell eines
verschlankten und deregulierten UK wurde spater unter dem Begriff des «Sin-
gapur an der Themse» diskutiert.”

Versprechen 2: Mehr finanzpolitischer Spielraum

Ein weiterer Argumentationsstrang betraf die Finanzen, konkret den briti-
schen Beitrag zum EU-Haushalt. Das UK trug netto circa 8.5 Mia. Pfund jahr-
lich bei.'® Da man sich diesen Beitrag im Fall eines Brexits sparen wiirde,
konnte man die ersparten Gelder fiir andere Prioritaten ausgeben. An erster
Stelle stand dabei der nationale Gesundheitsdienst, National Health Service
(NHS). Am berithmtesten wurde in dem Zusammenhang der «Vote Leave»
Kampagnenbus, auf dem folgendes Versprechen prangte: «Wir schicken pro
Woche 350 Millionen Pfund an die EU. Lasst uns dieses Geld lieber fiir den
NHS ausgeben». Angesichts der Probleme im Offentlichen Gesundheitswesen
Grossbritanniens war dieses Beispiel primar eine kampagnenspezifische Aus-
sage, um breite Bevolkerungsschichten direkt anzusprechen. Das Problem mit
diesem Versprechen war zum einen, dass es auf inkorrekten Zahlen beruhte:
die 350 Millionen pro Woche (entspricht 18.2 Mia. pro Jahr) waren der no-
minelle Bruttobeitrag der Briten, noch bevor der jahrliche Rabatt abgezogen
wurde und noch bevor die Empfangszahlungen aus dem EU-Haushalt gegen-
gerechnet wurden. Zum anderen ware jegliche Ersparnis in den allgemeinen
britischen Haushalt geflossen, ohne Verpflichtung der Regierung, daran, wo-
fiir sie das Geld ausgeben wiirde. Da die «Vote Leave» Kampagne auch nicht
die Regierung stellte, war das Versprechen als solches daher eher als eine Ver-
wendungsempfehlung anzusehen, was aber in der Kampagne unterging.
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Versprechen 3: Mehr Handel mit schnell wachsenden Drittstaaten

Mit dem Stichwort «Global Britain» verkiindeten die Protagonisten der «Vote
Leave» Kampagne einen verbesserten Marktzugang zu den schnell wachsen-
den Markten Amerikas und Asiens. Insbesondere sollte ein Abkommen mit den
USA, das die EU bisher nicht zustande gebracht hatte, méglich werden. Ebenso
sollten Handelsabkommen mit China oder Indien abgeschlossen werden.

Dieses Versprechen beruhte vor allem darauf, dass das UK durch den EU-Aus-
tritt in die Lage versetzt wirde, eigenstandige Handelsabkommen zu schlies-
sen - was faktisch korrekt ist — und damit wieder zu einer globalen Handels-
macht aufsteigen wiirde. Die Grundidee dabei war, dass dies dem UK besser
gelingen wiirde als der EU.

Insgesamt konnten gemass den Brexit-Befiirwortern durch diesen verbesser-
ten Zugang zu schnell wachsenden Markten die Verluste von Marktanteilen
britischer Unternehmen im europaischen Binnenmarkt kompensiert werden.

«Vote Leave» ohne Prognosen zur Wirtschaftsentwicklung bei Brexit

Es gab vor der Abstimmung eine Vielzahl von Studien namhafter Institutionen,
welche auf die negativen Auswirkungen des Brexits auf die UK-Wirtschaft hin-
wiesen". Auch Regierungsvertreter wie der Finanzminister George Osborne
verkiindeten einen zu erwartenden Verlust an Wirtschaftskraft in der Hohe
von bis zu 6 Prozent des UK-BIP im Jahr 2030, was einem Verlust von 4’300
Pfund pro Haushalt entsprechen wiirde. Ebenso prognostizierte das UK-Tre-
asury eine zusatzliche Neuverschuldung fiir das Jahr 2016,/17 in der Hohe 11.3
Mia. Pfund bei einem mittleren und bis 17.3 Mia. Pfund bei einem schweren
Schock als Folge des Brexit. Fiir das darauf folgende Finanzjahr 2017/18 sagten
die Zahlen eine zusatzliche Neuverschuldung je nach Schockstarke in der
Hohe von 34.4 Mia. respektive 53.4 Mia. Pfund voraus®. Angesichts dieser Zah-
len wies Osborne darauf hin, dass die finanzpolitischen Nachteile des Brexits
dessen Vorteile bei weitem tibersteigen.

Zusammengefasst versprach die «Leave Campaign» eine Verbesserung der in-
ternationalen Wettbewerbsfahigkeit, mehr Geld fiir das Offentliche Gesund-
heitswesen und einen besseren Zugang zu den Weltmarkten. Damit - so die
Protagonisten des Brexits - wiirde der Wohlstand des Vereinigten Kénigreichs
nach dem Brexit starker zunehmen als bei einem Verbleib in der EU. Dabei
wurden keine nidheren Angaben iiber den zeitlichen Verlauf der versproche-
nen Vorteile verkiindet. Auch wurden Vorteile des Brexits auf die UK-Wirt-
schaftsleistung nicht quantifiziert und standen nicht im Vordergrund der
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«Vote Leave» Kampagne. In qualitativer Hinsicht hat «Vote Leave» eine Kam-
pagne gefiihrt, welche gezielt Emotionen ansprach und mit wirtschaftlichen
Schlagworten argumentierte. Ein koharentes Programm zur Umsetzung des
Brexits wurde nicht kommuniziert.

2.3.4 Migrationsversprechen

Das wohl emotionalste Thema der Brexit-Kampagne war die Einwanderung.
Diese war schon seit langerem ein wichtiges politisches Thema, weshalb sie
unter anderem auch bei den oben beschriebenen Nachverhandlungen der
Mitgliedschaft eine grosse Rolle spielte.

Versprechen 1: Kontrolle tiber die Grenzen

Kernversprechen der Brexitkampagne war es daher, wieder volle Kontrolle
iber die eigenen Grenzen zu erlangen. Mit anderen Worten sollte es dem UK
nach dem Brexit wieder moglich sein, zu entscheiden, wer ins Land kommt
und sich dort dauerhaft niederlassen darf.

Dieses Versprechen basierte auf einer Annahme des volligen Kontrollverlusts
iber die Zuwanderung, die allerdings in dieser Totalitat nicht der Realitat ent-
sprach. Um das kurz aufzuzeigen, ist es notwendig, zwischen verschiedenen
Kategorien von Zuwanderern zu unterscheiden: EU-Biirgerlnnen und ihre Fa-
milienangehorigen; Drittstaatsangehorige; Asylsuchende.

EU-BirgerInnen geniessen Personenfreiziigigkeit. Sie haben das unbedingte
Recht sich bis zu drei Monate in jedem EU-Mitgliedstaat aufzuhalten. Sie ha-
ben auch das Recht auf einen dauerhaften Aufenthalt, wenn eine von drei
Bedingungen erfillt ist: sie sind in dem Mitgliedstaat als Arbeitnehmer oder
Selbstandige 6konomisch aktiv; oder sie sind 6konomisch unabhingig, d.h. sie
verfiigen iiber ausreichende Existenzmittel, so dass sie keine Sozialleistungen
in Anspruch nehmen miissen (z.B. weil sie eine Rente aus ihrem Heimatland
beziehen); oder sie sind in Ausbildung (etwa an einer Hochschule eingeschrie-
ben). In den letzten beiden Fallen missen sie zusatzlich eine Krankenversiche-
rung haben. Hinzu kommen noch die Familienangehdrigen, egal ob sie selbst
EU-BirgerInnen oder DrittstaatlerInnen sind. Zum Recht auf Aufenthalt in an-
deren Mitgliedstaaten kommt noch das Recht auf Gleichbehandlung: Diskrimi-
nierung aufgrund der Nationalitit, etwa im Hinblick auf Arbeitsbedingungen
oder Sozialleistungen, ist verboten.

Asylsuchende sind in das EU-Asylsystem eingebunden, das vor allem Mindest-
regeln zur Gewahrung von Asyl (Verfolgtenstatus im Sinne der Genfer Fliicht-
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lingskonvention), zur Unterbringung, zum Verfahren und - sehr wichtig - dazu
enthalt, welcher Mitgliedstaat fiir die Asylsuchenden zustandig ist (und wo sie
sich demnach aufhalten miissen).

Fir diese beiden Kategorien von Zuwanderern hatte der Brexit also potenzielle
Bedeutung. Im Gegensatz dazu determiniert das EU-Recht den Aufenthalt
von Drittstaatsangehoérigen nicht; in anderen Worten, jeder Mitgliedstaat ent-
scheidet eigenstandig dartber, welchen Drittstaatsangehorigen ein Arbeitsvi-
sum erteilt wird. Das UK war auch nicht Mitglied des Schengenraums, so dass
es selbst tiber Kurzzeitvisa die volle Kontrolle hatte.

Versprechen 2: Reduktion der Nettozuwanderung

Das wichtigste Versprechen in diesem Zusammenhang war die Senkung der
Nettozuwanderung. Diese berechnet sich aus der Differenz zwischen Einwan-
dernden und Auswandernden, typischerweise unter Einbeziehung der briti-
schen StaatsbiirgerInnen. Dieses Versprechen geht bereits auf die von David
Cameron zwischen 2010 und 2015 angefithrte Koalitionsregierung zuriick.
Diese hatte versprochen, die Nettozuwanderung bis Ende ihrer Amtsperiode
auf wenige zehntausend pro Jahr zu reduzieren.” Daran scheiterte sie deut-
lich: so wuchs die Nettozuwanderung von ca. 252’000 im Jahr 2010 auf 379°000
im Jahr 2015. Auch Camerons Nachverhandlungen der EU-Mitgliedschaft
konnten das nicht andern. Statt einer einseitigen Notbremse (oder «roten
Karte») fithrten diese nurmehr zu Feinjustierungen bei den Sozialleistungen.

Versprechen 3: Ende der Freiziigigkeit

Als einer der Hauptgriinde fiir die hohe Nettozuwanderung wurde die Zuwan-
derung aus den EU-Mitgliedstaaten ausgemacht. Daher war die Losung of-
fensichtlich: nur ein Austritt aus der EU wiirde das Ende der Freiziigigkeit
bedeuten und damit dem UK volle Kontrolle iiber seine Grenzen (also die Ein-
wanderung) bieten.

Auch hier lassen sich verschiedene Argumentationsstrange identifizieren, wel-
che sich mit den zur Souveranitat gemachten Versprechen tiberlappen. Ers-
tens, sollte das UK frei entscheiden konnen, wer ins Land kommt. Dazu sollte
ein Punktesystem eingefiihrt werden, das sich an Australiens Immigrationsre-
gelungen orientieren wiirde. Gleichzeitig wurde argumentiert, dass damit ein
faireres System geschaffen wiirde, das es dem UK erlaube, ungelernte Euro-
péer aussen vor zu lassen, um damit diejenigen, die es verdienten - etwa Arz-
tinnen aus Drittlandern - hereinlassen zu kénnen.
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Zweitens, sei damit der Sicherheit gedient, da man (kriminelle) Auslander auch
wieder ausweisen konne, ohne dass europaische Gerichte dies verhindern
koénnten.

Drittens, stehe eine Erweiterung der EU um Lander wie die Tirkei oder Alba-
nien (mit insgesamt 89 Mio. Menschen) bevor, die man dann auch unkontrol-
liert ins Land lassen miisse.

2.4 Erwartungshorizonte und implizite Annahmen

Den beschriebenen Brexit-Versprechen lagen eine Reihe offener und implizi-
ter Annahmen zu Grunde, die teils auf tiberoptimistischen Erwartungen und
teils auf inkorrekten bzw. unprazisen Auffassungen beruhten. Es ist im Inter-
esse der Ubersichtlichkeit sinnvoll, hier zwischen dem Innenverhéltnis - also
den sich im UK vollziehenden politischen und rechtlichen Prozessen - und
dem Aussenverhaltnis zur EU zu unterscheiden.

2.4.1 Innenverhaltnis

Die Brexitversprechen beruhten offenbar auf der Annahme, dass es nach ei-
nem erfolgreichen Brexit-Votum innenpolitisch keine Schwierigkeiten geben
wiirde, die gemachten Versprechen auch in die Tat umzusetzen. Implizit
wurde also angenommen, dass der Ausgang des Volksentscheids sowohl von
der Bevolkerung als auch von den Parlamentariern akzeptiert werden wiirde.
Darauf aufbauend ging man von politischer Einigkeit sowohl {iber den inter-
nen Ablauf des Brexit - parlamentarisches Verfahren, Entscheidungsfindung,
usw. — als auch iiber die substanziellen Fragen der kiinftigen Beziehungen aus.

Wie sich herausstellen sollte, war dem nicht so. Die Bevolkerung blieb gespal-
ten. Und auch innerhalb des Parlaments von Westminster war zwar der Aus-
gang der Volksabstimmung, das «Ob» des Brexit, nicht grundsétzlich in Frage
gestellt worden, doch gab es keinerlei Einigkeit tiber das «Wie» des Brexit. Das
ist wenig iiberraschend, hatten sich doch 75% aller Abgeordneten (inkl. 56%
der Konservativen) fiir einen Verbleib in der EU ausgesprochen.”

Daher gestaltete es sich schwierig, Mehrheiten fiir eine bestimmte Form des
Brexit zu organisieren, da jeder Vorschlag entweder als zu «soft» oder zu
«hart» angesehen wurde. Hinzu kam die Entscheidung der Premierministerin
Theresa May, im Juni 2017 vorgezogene Neuwahlen abzuhalten, bei denen sie
die knappe konservative parlamentarische Mehrheit verlor und nun eine Min-
derheitsregierung anfiihrte. Diese war fiir ihre Mehrheiten abhangig von der
nordirischen Democratic Unionist Party (DUP), einer protestantischen, bri-
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tisch-nationalistischen Partei, die einen harten Brexit beflirwortete, obschon
die Bevolkerung Nordirlands mit 56% fiir einen Verbleib in der EU gestimmt
hatte.

2.4.2 Aussenverhaltnis

Ebenso problematisch waren die Annahmen im Aussenverhéltnis mit der EU.
Auch hier lassen sich prozedurale und substanzielle Fragen unterscheiden.
Prozedural kann man ein Missverstehen der EU als Organisation diagnosti-
zieren. Dabei fallt vor allem eine unzureichende Auseinandersetzung mit dem
Austrittsverfahren, wie es in Artikel 50 des EU-Vertrags verbindlich vorge-
schrieben ist, ins Gewicht. Es wurde nicht hinreichend verstanden, wie die
Rollenverteilung zwischen EU-Institutionen und Mitgliedstaaten bei der Ver-
handlung und dem Abschluss des Austrittsabkommens funktioniert. Dass etwa
die EU Kommission alleine fiir die Verhandlungen zustandig sein wiirde und
damit auch die Hauptansprechpartnerin fiir das UK sein wiirde oder dass
das Austrittsabkommen auch vom Europaischen Parlament ratifiziert werden
musste, war nicht allgemein bekannt. Stattdessen ging man davon aus, dass die
grossen Mitgliedstaaten — Deutschland allen voran - die wichtigsten Akteure
sein wiirden und man mit diesen die wahren Verhandlungen fiithren wirde.
Weiterhin wurde nicht hinreichend eingeplant, dass das Abkommen iiber zu-
kiinftige Beziehungen nicht parallel zum Austrittsabkommen verhandelt wer-
den wiirde, sondern erst nach erfolgtem Austritt. Diese Tatsache jedoch hatte
eine Auswirkung auf die Verhandlungsdynamik, da nun die - im Folgenden
anzusprechenden - wirtschaftlichen Interessen an einem Fortbestehen guter
Handelsbeziehungen nicht unmittelbar Teil der Verhandlungsmasse werden
wirden. Sie wurden - aus prozeduralen Griinden - sozusagen vorliufig auf Eis

gelegt.

Schliesslich war nicht allen Brexitbefiirwortern klar, dass die EU tiber eine
ausschliessliche Zustindigkeit zum Abschluss von Handelsabkommen verfiigt,
mit der Konsequenz, dass sie die alleinige Ansprechpartnerin - unter Aus-
schluss der Mitgliedstaaten - hierfiir werden wiirde. Beispielhaft waren die
kurz vor der Volksabstimmung getatigten Aussagen des Abgeordneten - und
spateren ersten Brexitministers — David Davis, der meinte, dass das UK nach
dem Brexit den Deutschen in einem deutsch-britischen Handelsvertrag freien
Warenhandel fiir ihre Autos und Industriegiiter gewahren wiirde und die
Deutschen im Gegenzug schon allem anderen zustimmen wiirden.”
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Annahme 1: Verhandlungsmacht des Vereinigten Konigreichs

Die «Vote Leave» Kampagne ging davon aus, dass das Vereinigte Kénigreich
als G-7 Mitglied ein wirtschaftlich wichtiger Partner ist und iiber eine entspre-
chend hohe Verhandlungsmacht sowohl gegeniiber der Europaischen Union
wie auch Drittstaaten hat. Das folgende Zitat bringt die substanziellen Miss-
verstandnisse seitens mancher Brexit-Beflirworter gut auf den Punkt: «Die EU
braucht uns mehr als wir sie».””

Diese Aussage beruhte auf dem Handelsdefizit der EU im Bereich der Waren,
das tatsachlich zugunsten Grossbritanniens ausfiel. Der Irrtum lag darin an-
zunehmen, dass dieses Handelsdefizit der einzige Motivator fiir die EU bei
den Brexitverhandlungen sein wiirde. Dazu ist zunachst anzumerken, dass die
Brexitbefiirworter oft verkiirzt auf den Warenhandel schauten, wahrend sie
den Dienstleistungshandel, in dem das UK einen Handelsiiberschuss mit der
EU erwirtschaftete und der auch fiir die Gesamtwirtschaft des UK wesentlich
wichtiger war, unbeachtet liessen.

Hinzu kommt, dass die Interessen der EU falsch eingeschatzt wurden. Zum ei-
nen wurde nicht hinreichend realisiert, dass es sich beim Brexit um eine fir
die EU existenzielle Krise handelte. Die EU musste vermeiden, einen fiir an-
dere EU Mitgliedstaaten, aber auch fiir Drittstaaten wie die Schweiz, attrakti-
ven Alternativstatus zur Mitgliedschaft zu schaffen. Konsequenterweise wur-
den die Brexit-Verhandlungen mit grosser Harte und unter Ausnutzung der
Tatsache, dass dieser sich nach EU-Recht zu vollziehen hatte, gefiihrt.

Annahme 2: Kein Eigeninteresse der EU

Zum anderen wurde die Solidaritat zwischen den EU-Mitgliedstaaten, insbe-
sondere im Hinblick auf Irland, unterschatzt. Dass Irland ein besonderes In-
teresse am Ausgang der Brexitverhandlungen hatte, lag nicht nur an der geo-
graphischen Nahe und der Tatsache, dass Irland der einzige Mitgliedstaat mit
einer Landgrenze zum UK ist. Hinzu kam namlich, dass diese Landgrenze eine
offene, in der Praxis kaum sichtbare, Grenze darstellt, die mehr als 200 Grenz-
tiberginge aufweist.” Diese offene Grenze resultierte nicht nur in der prakti-
schen Schwierigkeit der Grenziiberwachung, sondern sie ist auch eine Saule
des Friedensprozesses in Nordirland. Durch die Unsichtbarkeit der Grenze
wird die irische Teilung fiir den (hauptsachlich katholischen) Teil der Bevolke-
rung, der sich eine Wiedervereinigung wiinscht, ertraglich gemacht. Eine Ein-
fithrung von Grenzkontrollen hatte moglicherweise Gewalthandlungen gegen
die Grenzposten und ahnliches nach sich gezogen. Daher war es Teil des iri-
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schen nationalen Interesses, die Grenze offen zu halten, was die anderen EU-
Mitgliedstaaten sowie die EU-Institutionen auch voll unterstiitzten.

Zusammenfassend wurden damit die Interessen der EU unterschatzt. Diese
waren jedoch von Anfang an in den Verhandlungsleitlinien des Europaischen
Rates definiert worden und liessen sich in drei Kernpunkten zusammenfassen:
die Wahrung der Rechte von EU-Biirgerinnen und Biirgern, die von ihren Frei-
zugigkeitsrechten Gebrauch gemacht hatten; die Klarung der finanziellen Ver-
bindlichkeiten des Vereinigten Konigreichs gegeniiber der EU; und die Be-
wahrung des Friedensprozesses in Nordirland durch Vermeidung einer harten
Grenze zwischen dem zum Vereinigten Konigreich gehdrenden Nordirland
und dem EU-Mitgliedstaat Irland.**

Annahme 3: Vereinfachte Sichtweise des EU-Binnenmarkts

Des Weiteren zeigte sich im Vorfeld der Verhandlungen noch ein grundsatz-
liches Missverstandnis iiber den EU-Binnenmarkt. Wiederum ist eine Aus-
sage eines spateren Ministers - des Handelsministers Liam Fox - emblema-
tisch. Dieser sprach davon, dass ein Handelsabkommen zwischen UK und EU
«das einfachste Handelsabkommen in der Geschichte» sein wiirde.”” Denn das
Recht des UK sei ja im Moment des Austritts vollstandig mit dem Europarecht
vereinbar. Dies stimmte zwar, jedoch liess es die Moglichkeit des spateren Ab-
weichens vom EU-Recht - immerhin eines der Kernversprechen der Brexit-
Befiirworter - ausser Acht und missverstand damit ein unabdingbares Ele-
ment eines gemeinsamen Marktes: gemeinsame Regelungen. Diese konnen aus
EU-Sicht auf zwei Arten herbeigefiihrt werden: durch EU-Mitgliedschaft, mit
der ein vollumfangliches Recht auf Mitbestimmung bei der Gesetzgebung ein-
hergeht, oder durch Angleichung des Nicht-Mitgliedstaats, der allenfalls ein
limitiertes Mitbestimmungsrecht (vor allem bei der Rechtsentwicklung, dem
sog. Decision-Shaping im Vorfeld) hat. Beide Alternativen waren jedoch mit
dem Souveranitatsversprechen unvereinbar.

Annahme 4: Substituierbarkeit des Binnenmarktes

Schliesslich lag den Brexitversprechen auch die Annahme zu Grunde, dass der
EU-Binnenmarkt teilweise substituierbar sei und zwar durch eine Kombina-
tion aus Handelsabkommen mit der EU und neuen Abkommen mit Drittstaa-
ten.
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Dies ist ersichtlich mit dem Schlagwort «Global Britain». Aussagen tber die
engen Verflechtungen der Lieferketten in einzelnen Industriesektoren wie
beispielsweise dem Automobilbau wurden keine gemacht.

Dass beides Kompromisse erfordern und praktische Hirden aufwerfen wiirde,
war nicht realistisch genug eingeschatzt worden.
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3 Realitat nach dem Brexit

3.1 Phase der politischen Instabilitiat

Diese (Fehl-)Annahmen pragten die unmittelbare Realitat nach dem Austritts-
beschluss. Die Zeit zwischen Referendum und endgultiger Ratifizierung des
Austrittsabkommens und des Abkommens iiber die zukiinftigen Beziehungen
(das Handels- und Kooperationsabkommen) war von innenpolitischer Insta-
bilitat gepragt. Diese resultierte vor allem aus dem Fehlen eines konkreten
und realistischen Plans, was der Brexit bedeuten sollte. Beispielhaft hierfir ist
die denkwiirdige Aussage der Premierministerin Theresa May: «Brexit heisst
Brexit».*® Zwar enthielt diese Tautologie einen Wahrheitsgehalt - dass der
Brexit nicht von Regierung oder Parlament riickgangig gemacht werden konne
- doch sagte er nichts iiber eine positive Vision des Brexit aus.

Folglich kam es vor allem innerhalb der regierenden konservativen Partei zu
einer Kakophonie der Stimmen und zu einer grundlegenden Spaltung zwi-
schen denjenigen, die einen «weichen» Brexit - etwa Mitgliedschaft im Euro-
paischen Wirtschaftsraum - und denjenigen, die einen «harten» Brexit — mit
kiinftigen Beziehungen auf Grundlage eines einfachen Handelsabkommens -
befiirworteten. Eine grundsatzliche Einigung wurde in der konservativen Par-
tei hierzu lange nicht erreicht. Trotzdem war der politische Druck auf die Pre-
mierministerin von Anfang an gross, endlich die nach Artikel 50 des EU-Ver-
trags notwendige Austrittserklarung abzugeben. Dies erfolgte dann auch am
29. Marz 2017 - also neun Monate nach dem Volksentscheid und auch nur auf
massiven innerparteilichen Druck hin.

Die Schwierigkeit dabei war jedoch, dass diese Austrittserklarung laut Artikel
50 des EU-Vertrags eine zweijahrige Verhandlungsfrist in Gang setzte, an de-
ren Ende entweder ein Austrittsabkommen stehen wiirde, oder ein sogenann-
ter «no deal Brexit», also ein ungeregelter Austritt ohne Abkommen. Letzteren
wollte die britische Regierung (und auch die EU) unbedingt vermeiden, was
aber schwierig war, solange das UK sich nicht intern auf eine gemeinsame Li-
nie einigen konnte. Eine solche Einigung, die schon innerhalb der konservati-
ven Fraktion im Parlament schwierig geworden ware, wurde letztlich unmog-
lich, nachdem sich Theresa May im Friithjahr 2017 zu vorgezogenen Neuwahlen
entschlossen hatte, bei denen sie statt des erhofften Ausbaus der eigenen
Mehrheit, diese komplett verlor und nun auf die nordirische DUP als Stiitze
der Minderheitsregierung angewiesen war.
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Die Kombination aus fehlender Unterstiitzung fiir ihr Austrittsabkommen und
dem drohenden Ablauf der zweijahrigen Verhandlungsfrist sollte das Ende der
Amtszeit von Theresa May frithzeitig besiegeln. Das von ihr ausgehandelte
Austrittsabkommen scheiterte mehrfach daran, eine parlamentarische Mehr-
heit zu erhalten, da die DUP und eine Minderheit der konservativen Abgeord-
neten den Sonderregelungen zu Nordirland nicht zustimmen wollte (hierzu
unten). In der Folge wurde Boris Johnson zum Parteichef gewahlt und dann
zum Premierminister ernannt. Er verhandelte das Nordirlandprotokoll nach,
rief Neuwahlen aus, die er mit einer komfortablen Mehrheit gewann, und
stellte so die Ratifikation sicher. Der Austritt erfolgte aber erst am 31. Januar
2020, also knappe drei Jahre nach dem Austrittsantrag und dreieinhalb Jahre
nach der Volksabstimmung.

Damit war der Brexit aber noch nicht abgearbeitet. Denn es stand noch die
Verhandlung des Vertrags tiber die kiinftigen Beziehungen an. Dieser sollte -
aufgrund der kategorischen Ablehnung des Europarechts durch das UK - in
erster Linie in einem einfachen Handelsabkommen bestehen. Allerdings be-
stand auch hier wieder ein enormer Zeit- und damit Verhandlungsdruck. Das
Austrittsabkommen sah eine Ubergangsphase bis Ende Dezember 2020 vor,
in der das EU-Recht fir das UK weitergelten sollte. Da sich die britische Re-
gierung weigerte, einen Antrag auf Verlangerung dieser Verhandlungsfrist zu
stellen, musste das Abkommen also innerhalb von 11 Monaten verhandelt wer-
den. Dies war ausserst ambitioniert. Zum Vergleich: im Durchschnitt dauert
der Abschluss von EU-Handelsabkommen mehrere Jahre. Da die Verhandlun-
gen im UK grosse politische und mediale Beachtung fanden, kam es immer
wieder zu Riickschlagen und auch einem Aussetzen der Verhandlungen. Letzt-
lich konnte erst am Heiligabend 2020 eine Einigung erzielt werden. Das Han-
dels- und Kooperationsabkommen trat schon acht Tage spater, am 1. Januar
2021, vorlaufig in Kraft.

Vor diesem Hintergrund soll nun nochmals auf die oben prasentierten Brexit-
Versprechen zur Souveranitat, Wirtschaft und Migration eingegangen werden.
Es wird sich zeigen, dass diese bis heute nicht voll verwirklicht werden konnte,
was zum Teil auch an den diesen Versprechungen zugrundeliegenden unrea-
listischen Annahmen beruhte.

3.2 Souveranitit

Die rechtlichen Beziehungen zwischen dem Vereinigten Koénigreich und der
EU beruhen seit dem Brexit auf zwei internationalen Vertragen: dem Aus-
trittsabkommen, das nach Artikel 50 des EU-Vertrags abgeschlossen wurde,
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und dem Handels- und Kooperationsabkommen, das die derzeitigen Bezie-
hungen regelt. Bei Letzterem handelt es sich um ein relativ unambitioniertes
Handelsabkommen, das sich vor allem auf den Warenhandel konzentriert. Der
Handel mit Dienstleistungen - fiir das UK der wichtigste Export - blieb na-
hezu vollstandig ausgeklammert. Dies geschah vor allem aufgrund der kur-
zen Verhandlungszeit und wegen der Bedenken gegen jegliche Konzession bei
der Personenfreizligigkeit (s. unten zur Migration). Das Abkommen sieht Zoll-
und Kontingentsfreiheit fiir UK- und EU-Waren vor. Allerdings sieht das Ab-
kommen keine gemeinsamen Produktstandards oder eine gegenseitige Aner-
kennung von Produktstandards, Produktezulassungen und Marktaufsicht vor
(d.h. im UK produzierte Waren miissen EU-Standards entsprechen und umge-
kehrt). Demzufolge miissen Waren, die fiir beide Markte gedacht sind, doppelt
zertifiziert werden, wofiir das UK eine eigene Kennzeichnung (UKCA) anstelle
der europaischen (CE) einfiihrte. Eine gegenseitige Anerkennung von Konfor-
mitatsbewertungen findet ebenfalls nicht statt.

Mit Abschluss des Handels- und Kooperationsabkommens hat das UK auch
auf das Brexit-Versprechen von der Souveranitat reagiert. Man wollte sich den
Regeln der EU vollstandig entziehen und eigenstandig entscheiden.

Versprechen 1: Kontrolle tiber Recht, Rechtsprechung und Demokratie

Die Antwort auf die Frage, ob diese Versprechungen eingelost wurden, lasst
sich am besten als «Ja, aber» zusammenfassen. Ihre Beantwortung ist relativ
komplex, da verschiedene Ebenen und Zeitraume zu unterscheiden sind. Es
soll im Folgenden also wieder zwischen dem Aussen- und dem Innenverhaltnis
unterschieden werden. Hinzu kommt die Konfusion um den Europaischen Ge-
richtshof.

Aussenverhaltnis zur EU

Das Abkommen tiber die kiinftigen Beziehungen - das Handels- und Koope-
rationsabkommen - verlangt vom UK keine Schritte zur Integration mit dem
EU-Recht. Es basiert einzig auf internationalem Recht. Das bedeutet insbeson-
dere auch, dass den Regelungen im Handels- und Kooperationsabkommen -
anders als dem EU-Recht - keine unmittelbare Wirkung im britischen Recht
und auch kein Anwendungsvorrang vor dem britischen Recht zukommt. Dem-
entsprechend erfolgt auch die Streitbeilegung durch internationalrechtliche
Mechanismen: nationale Gerichte oder auch der Europaischen Gerichtshof
haben keine Zustandigkeit. Insofern wurden also die Brexitversprechen ein-
gelost, allerdings um den (6konomischen) Preis geringerer Integration in den
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EU Binnenmarkt. Dementsprechend ist das UK auch befugt, dem Europarecht
zugehorige Regelungen - etwa Produktstandards, Vergaberegeln, usw. —auf-
zuheben oder zu modifizieren (mehr dazu unten im Innenverhaltnis).

Allerdings enthalt das Handels- und Kooperationsabkommen Verpflichtungen
der Vertragsparteien zu gleichen Wettbewerbsbedingungen fir einen offenen
und fairen Wettbewerb. Dadurch verpflichten sich die Vertragsparteien vor al-
lem zur Beibehaltung eines von einer unabhangigen Behoérde durchgesetzten
Wettbewerbsrechts sowie von Subventionsverboten und zu einem verantwor-
tungsvollen Handeln bei der Besteuerung. Hinzu treten weitere Beschran-
kungen fiir die kiinftige Gestaltungsfreiheit durch Riickschrittsverbote. Diese
verbieten es den Parteien, und damit vor allem dem UK, hinter das bei Ver-
tragsschluss bestehende Schutzniveau zurtickzufallen und zwar im Arbeits-
und Sozialrecht und beim Umwelt- und Klimaschutz. Bei Verstossen kénnen
die Parteien einseitige Massnahmen zur Wiederherstellung des Gleichge-
wichts ergreifen. Insofern hat das UK einer dauerhaften Einschrinkung der
neugewonnenen Gestaltungsmacht zugestimmt.

Zudem finden sich im Austrittsabkommen Regelungen, die das UK zur weite-
ren Anwendung von EU-Recht verpflichten. Zu nennen sind die Regelungen
iber Unionsbiirger, die zum Zeitpunkt des Brexit im UK lebten (dazu unten
mehr im Detail). Deren Rechte gelten weiter mit derselben Intensitit wie das
EU-Recht - also mit unmittelbarer Wirkung und Anwendungsvorrang. Auch
der Europaische Gerichtshof behalt im Hinblick auf diese bis Ende 2028 seine
Zustandigkeit.

Letztere ist ansonsten jedoch - bis auf die genannte Ausnahme und in Bezug
auf Nordirland (s. unten) - weitgehend erloschen. Allerdings lag der Forderung
nach einem Ende von dessen Zustindigkeit eine (wohl in Teilen absichtliche)
Verwechslung zu Grunde: denn es war in den meisten Fallen nicht der EU-Ge-
richtshof, der die Ausweisung von kriminellen Auslandern unmdéglich machte,
sondern es waren die Regelungen der Europaischen Menschenrechtskonven-
tion - einem internationalen Vertrag, der mit der EU nichts zu tun hat und da-
mit auch vom Brexit unberiihrt blieb. Daher war eines der Ziele des Brexit - die
Rechtsprechung des Europaischen Menschenrechtsgerichtshofs bzw. die Bin-
dung an die Europaische Menschenrechtskonvention - von vornherein nicht
erreichbar. Das zeigt sich auch heute, wo sowohl die konservative Partei als
auch ihre Hauptrivalin in der Opposition, Reform UK, den Austritt aus der
Menschenrechtskonvention zum Wahlversprechen gemacht haben.
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Innenverhaltnis

Auch im innerstaatlichen Recht waren durch den Austritt aus der EU Ande-
rungen notwendig. Ein signifikanter Anteil an innerstaatlichem Recht bestand
namlich entweder aus EU-Recht - etwa EU-Verordnungen oder auch unmit-
telbar anwendbare Vorschriften der EU-Vertrage - oder war von diesem ab-
geleitet - vor allem umgesetzte EU-Richtlinien. Der genaue Anteil am inner-
staatlichen Recht war einer der Streitpunkte wahrend der Austrittskampagne
und lag irgendwo zwischen 13% und 62%, je nachdem, wie man innerstaatli-
ches Recht definierte.”’

Mit dem Austritt aus der EU, bzw. nach Ende der Ubergangsphase am 31. De-
zember 2020, verloren die EU-Vertrage ihre Wirkung fiir das UK. Damit fiel
aus Sicht des britischen Rechts die Grundlage fiir samtliche in den EU-Ver-
tragen geltenden Regeln sowie fiir samtliche auf deren Grundlagen erlassene
Gesetze (Verordnungen, Richtlinien) weg. Dadurch wiaren, ohne gesetzgeberi-
sche Intervention, riesige Regelungsliicken im Recht des UK entstanden: etwa
nahezu das gesamte Landwirtschaftsrecht, grosse Teile des Auslanderrechts,
Regelungen zu Produktstandards, Verbraucherschutz, Arbeitsrechtsstandards,
Umweltregeln usw., waren tiber Nacht verschwunden.

Daher entschloss sich das Parlament schon frith zum Erlass einer gesetzlichen
Regelung - missverstandlicherweise als «Great Repeal Bill», also «Grosses
Wiederrufsgesetz» tituliert - die die europarechtlichen Regelungen auf eine
neue nationalrechtliche Grundlage stellte. Der resultierende European Union
(Withdrawal) Act 2018 sorgte aber nicht nur fiir eine Bewahrung der substan-
ziellen Vorschriften, sondern auch fir die Bewahrung von dessen Status als
Europarecht (bzw. wie es jetzt heissen sollte: «retained EU Law»). Das bedeu-
tete insbesondere, dass dessen Anwendungsvorrang vor dem britischen Recht
weitergelten wiirde, was fiir die Brexit-Befiirworter nur schwer zu akzeptie-
ren war. Trotzdem hatte diese Regelung den grossen Vorteil, fiir Rechtssicher-
heit zu sorgen, insbesondere in einer Zeit, in der aufgrund der Umbriiche des
Brexit und der oftmals kurzen Fristen fiir die Einfiihrung von Neuregelungen
ein hohes Interesse an Kontinuitat und Sicherheit herrschte. Zudem mussten
mehrere grosse Gesetzesvorhaben auf den Weg gebracht werden, um trotz-
dem durch den Brexit entstehende Liicken in den Politikbereichen zu schlies-
sen, die bisher von der EU wahrgenommen wurden. Insbesondere waren dies
die Landwirtschaftspolitik, Fischereipolitik, das Zollwesen,und die internatio-
nalen Handelsbeziehungen.

Dem «retained EU Law» war aber nur eine relativ kurze Geltungsdauer ge-
gonnt. Am 1. Januar 2024 trat der noch von Boris Johnson auf den Weg ge-

32



3 Realitat nach dem Brexit

brachte Retained EU Law (Revocation and Reform) Act 2023 in Kraft. Dieser
hob einige der bestehenden Regelungen ersatzlos auf, reklassifizierte das tib-
rig gebliebene «retained EU Law» als «assimilated law», was die praktische
Bedeutung hatte, dass dieses keinen Vorrang mehr vor nationalem Recht ge-
niesst. Dies war ein wichtiges Anliegen der Brexitbeflirworter. Zudem hob die
Gesetzgebung eine gewisse Anzahl an fritheren Rechtsakten ersatzlos auf. Kri-
tik kam vor allem von juristischer Seite, die die zusatzlichen Rechtsunsicher-
heiten, die hiermit einhergingen, beklagten.”

Trotzdem ist bis dato eine weitreichende Aufhebung des EU Rechts im briti-
schen Recht nicht erfolgt. Laut Regierung sind ca. 2000 Rechtsakte aufgeho-
ben worden. Das bedeutet, dass nach wie vor knapp 7000 Rechtsakte in Kraft
sind.”

Sonderfall Nordirland

Nordirland ist die einzige Region des UK, die eine Landgrenze mit einem ande-
ren Staat - dem EU Mitgliedstaat Irland - hat. Nordirlands Bevolkerung belauft
sich auf knapp 2 Millionen Einwohner, also ca. 2.8% der UK-Gesamtbevolke-
rung. Seine Flache macht ca. 5.5% der Gesamtflache des UK aus. Wie bereits
erlautert, war es von Anfang an eines der Hauptverhandlungsziele der EU, die
Grenze zwischen Irland und Nordirland offen, d.h. ohne Grenzinfrastruktur, zu
erhalten. Was die Personenfreiziigigkeit angeht, war das relativ unproblema-
tisch: Irland, das nicht Teil des Schengenraums ist, und das UK bilden einen
gemeinsamen grenzfreien Raum (die sog. Common Travel Area), so dass Per-
sonenkontrollen an der Grenze nie in Frage standen.

Im Gegensatz dazu war die Losung im Hinblick auf den Warenverkehr schwie-
rig, da das UK drei miteinander unvereinbare Ziele formuliert hatte: erstens,
eine offene Grenze fiir Waren zwischen Nordirland und Irland (auch Verhand-
lungsziel der EU); zweitens, eine offene Grenze fiir Waren zwischen Nordir-
land und dem Rest des UK; und drittens ein Ende der Beteiligung des UK am
freien Warenverkehr (Zollunion und Ein- und Ausfuhrbeschrankungen). Letz-
teres Ziel wurde als unabdingbar fiir die Wiederherstellung der Souveranitat
angesehen: man wollte nicht langer an EU-Regelungen gebunden sein, insbe-
sondere auch, weil man Handelsabkommen mit Drittlindern schliessen wollte.
Das erste Ziel diente der Friedenssicherung auf der Insel Irland. Das zweite
diente der Erhaltung der vollen Zugehorigkeit von Nordirland zum Vereinigten
Konigreich. Dies war fiir die Abgeordneten der nordirischen DUP, auf deren
Unterstiitzung die Regierung May angewiesen war, das keinem Kompromiss
offenstehende Hauptanliegen.
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Das von Theresa May verhandelte Austrittsabkommen sah in einem speziellen
Protokoll vor, dass das gesamte UK vorlaufig Teil der EU-Zollunion bleiben
sollte und dass Nordirland zudem die EU-Regeln tiber den Warenverkehr wei-
ter anwenden wiirde. Diese Losung fand im Unterhaus trotz dreier Versuche
keine Mehrheit.

Das von ihrem Nachfolger Boris Johnson verhandelte Protokoll zu Irland/
Nordirland verfolgte einen anderen Ansatz und gab das oben genannte zweite
Ziel komplett auf: Nordirland wiirde weiter an die Regeln des EU-Warenver-
kehrs gebunden sein und diese anwenden, ohne dabei ein Mitbestimmungs-
recht zu haben. Gleichzeitig wiirde der Rest des UK diese Regeln nicht mehr
anwenden, mit der Konsequenz, dass in der irischen See eine Zoll- und Re-
gulierungsgrenze entstehen wiirde. So wiirden samtliche Warenlieferungen,
etwa von Supermarkten, die vom britischen Festland beliefert wurden, Kon-
trollen unterzogen. In der Konsequenz wurden manche Produkte (etwa frische
Wirste aus England oder Topfpflanzen aus Grossbritannien) aus dem Sorti-
ment nordirischer Einzelhandler genommen. Dies war fiir die DUP und andere
protestantische Parteien in Nordirland inakzeptabel. Boris Johnson musste da-
her Neuwahlen anberaumen, um eine Mehrheit fir sein Brexit-Abkommen zu
schaffen, was ihm auch gelang.

Allerdings bedeutete das Protokoll zu Irland zum einen Souveranitatseinbus-
sen fiir das UK im Bezug auf Nordirland. Die Anhdnge zum Protokoll nennen
hunderte EU-Rechtsakte, die unvermindert weiter gelten. Ebenso hat der Eu-
ropaische Gerichtshof nach wie vor Zustandigkeit iiber deren Auslegung. Zum
anderen sorgte das Protokoll fiir massive politische Verwerfungen: die Regie-
rung Nordirlands brach zusammen und lag fiir zwei Jahre auf Eis. Erst durch
eine Neuverhandlung einiger Facetten des Protokolls konnte eine solche wie-
der aufgestellt werden. Rufe nach einer Wiedervereinigung Irlands, die vor
dem Brexit-Referendum eher selten waren, sind ebenfalls lauter geworden.

Versprechen 2: Kontrolle tiber die Fischgriinde

Trotz der geringen wirtschaftlichen Bedeutung fiir die britische Gesamtwirt-
schaft spielte die Kontrolle tiber das Fischereiwesen in der Brexitdebatte eine
grosse emotionale Rolle. Die Gemeinsame Fischereipolitik der EU legt Fang-
quoten und andere Beschrankungen fiir die Mitgliedstaaten und die dort an-
sassigen Fischereibetriebe fest. Aufgrund der Personenfreiziigigkeit konnen
Letztere auch aus anderen EU-Landern stammen und vor allem Markte dieser
Lander aus den Fischgriinden der britischen Hoheitsgewasser beliefern. Ein
Ende der Teilnahme an der EU-Fischereipolitik wurde daher als ein wichtiger
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Souveranitatsgewinn betrachtet. Allerdings hatte die EU ebenfalls ein grosses
politisches Interesse am Zugang zu britischen Gewassern. Im Handels- und
Kooperationsabkommen wurde zunéchst eine sechs-jahrige Ubergangsrege-
lung vereinbart, die den Status quo - mit einigen Modifikationen zugunsten
britischer Fischer - fortschrieb. Dieser Zugang von EU-Fischern zu britischen
Gewissern wurde im Mai 2025 bis 2038 verlingert.*’

3.3 Wirtschaft

Versprechen 1: Keine Entlastung von EU-Regulierung

In UK ist es zu keiner breit angelegten regulatorischen Entlastung der Wirt-
schaft gekommen. Es gab hingegen gezielte branchenspezifische Deregulie-
rungsmassnahmen im Weinhandel («Pint» Flaschen), im Finanzsektor und bei
bestimmten Produktenormen. Gleichzeitig sind jedoch neue nicht-tarifare
Handelshemmnisse in den Wirtschaftsbeziehungen zum européischen Bin-
nenmarkt entstanden.

Insgesamt wurden viele bestehende EU-Binnenmarktregulierungen direkt in
UK-Recht tberfithrt - angesichts der eng verflochtenen Lieferketten in der In-
dustrie eine pragmatische Vorgehensweise. Die technischen Handelshemmnisse
im Handel sind jedoch geblieben. Angesichts der hohen Ubereinstimmung vieler
technischer Normen entstehen die technischen Handelshemmnisse fiir den Wa-
renexport offensichtlich bei den Kontroll- und Zulassungsverfahren. Zudem
braucht es bei vielen Produktekategorien eine Reprasentanz im europaischen
Binnenmarkt. Diese Verfahren und Niederlassungsregeln wurden notwendig, da
die gegenseitige Anerkennung mit dem Ausscheiden aus dem Binnenmarkt hin-
fallig wurde. Ebenso erfolgt auch keine Zusammenarbeit der nationalen Auf-
sichtsbehorden. Dies fiihrt bei sensiblen Produkten zu Zusatzkosten bei den Un-
ternehmen.

In regulatorischer Hinsicht waren besonders die Jahre 2016 bis 2020 von gros-
ser Unsicherheit tiber die kiinftige Entwicklung der UK-Wirtschaftspolitik und
der Ausgestaltung der Wirtschaftsbeziehungen zur EU gekennzeichnet. So
blieb lange unklar, wie der Brexit-Deal konkret aussehen wiirde. Ebenso waren
Unsicherheiten beziiglich der kiinftigen Zollverfahren und der technischen
Normen feststellbar.

Die Proklamation eines deregulierten «Singapurs an der Themse» unmittelbar
nach der Brexit-Abstimmung hatte einen weiteren Effekt. So hat die Europai-
sche Union darauf bestanden, rechtsverbindliche Klauseln gegen unfaire Prak-
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tiken im Handels- und Kooperationsabkommen zu verankern. So wurde die
vereinbarte Zoll- und Kontingentsbefreiung mit dem Verbot von Dumping im
Sozial-, Umwelt- und Subventionsbereich explizit verbunden.

Versprechen 2: Finanzpolitischer Spielraum nahm nicht zu

Einer der Griinde fiir den Brexit waren die jahrlichen Kosten der Mitglied-
schaft. In der Tat war das UK bis zum Brexit eine der wichtigsten Bruttozahle-
rinnen der EU (rund 17.6 Mia. Pfund in den Jahren 2015 /16).

Diese Zahlungen an die EU haben sich mit dem Austritt zwar reduziert, sind
aber nicht vollstdndig verschwunden. Das Austrittsabkommen beinhaltet zu-
dem komplexe Regeln zur Festlegung der UK-Zahlungen nach Beendigung der
EU-Mitgliedschaft. Diese, von der Presse gerne falschlicherweise als «Rech-
nung» fiir den Brexit bezeichneten Regeln, dienen dem finanziellen Ausgleich
fiir vom UK bereits zugesagte Zahlungen, etwa Pensionszahlungen fiir EU-Be-
amte. 2024 betrug die Summe dieser Zahlungen rund 2 Milliarden Pfund (ca.
2.3 Mia. Euro).” Hinzu kommen Zahlungen, die fiir die Teilnahme an EU-Pro-
grammen anfallen. So entschied sich das UK 2023 dazu, wieder am EU-For-
schungsprogramm Horizon Europe teilzunehmen. Dafiir fallen Bruttokosten
von rund 2 Mia. Pfund pro Jahr an, wobei das meiste in der Form von For-
schungsgeldern zuriick an britische Universitaten fliessen diirfte. Zudem ist
das UK wieder dem EU-Erdbeobachtungsprogramm Copernicus beigetreten,
was ebenfalls um die 2 Milliarden Pfund pro Jahr kosten diirfte.*

Was die Kosten angeht, ist das Brexitversprechen also nur zum Teil eingehal-
ten worden. Im Jahr 2015 lagen die Nettokosten der EU-Mitgliedschaft wie
oben ausgefiihrt bei rund 8.5 Mia. Pfund. Die derzeitigen finanziellen Zuwen-
dungen sind zwar deutlich geringer, aber verschwunden sind sie nicht.

Interessanterweise ist das kontroverseste Versprechen - die bessere Finanzie-
rung des Nationalen Gesundheitsdienstes NHS - nicht véllig unerfiillt geblie-
ben. Das Budget des NHS ist in absoluten Zahlen seit 2016 kontinuierlich ange-
stiegen.” Da der NHS aus dem allgemeinen Steueraufkommen finanziert wird,
in das auch die ersparten Mitgliedsbeitrage fliessen, lasst sich kein kausaler
Zusammenhang zwischen Austritt und NHS-Finanzierung beweisen. Ebenso
ist unklar, inwiefern eine solche Budgeterhdhung auch bei weiterer EU-Mit-
gliedschaft zustande gekommen wire, etwa wegen der inflationsbedingt ge-
stiegenen Kosten, der Mehrausgaben aufgrund der Corona-Pandemie oder
des Bevolkerungswachstums.
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Die UK-Finanzpolitik zog jedoch keinen grossen Nutzen aus dem Brexit: So
hat das Land eine hohe Austrittsleistung mit der EU vereinbart (100 Mia.
Euro). Der finanzpolitische Spielraum des Vereinigten Koénigreichs nahm nach
Brexit nicht zu. Dies hat mehrere Faktoren. So hat das durch den Brexit indu-
zierte schwachere Wirtschaftswachstum die Fiskaleinnahmen gedampft. Die
Pandemie und Energiesubventionen belasteten den Staatshaushalt zusatzlich.
Ebenso nahmen die Zinslasten als Folge der Inflation stetig zu. Die Staatsver-
schuldung tiberstieg 100 Prozent des BIP - zum ersten Mal seit den 60er Jah-
ren. Insgesamt nahm der Druck auf Steuererh6hungen dadurch stetig zu und
die britische Regierung hat ab Oktober 2024 entsprechende Massnahmen im
Ausmass von 40 Mrd. Pfund beschlossen. So wurden die Einkommenssteuern
erhoht (Freibetrage bleiben bis 2031 unverandert), die Arbeitgeberbeitrage fiir
die Sozialversicherung um 1.2 Prozent auf 15 Prozent angehoben oder auch
die Kapitalgewinne und Immobilien werden héher besteuert. Auch beim Tabak
und Alkohol wurden héhere Steuern angekindigt.

Versprechen 3: Durchzogene Bilanz in der Aussenwirtschaftspolitik

Mit dem Austritt aus dem europaischen Binnenmarkt per 2021 kam es zu ei-
nem markanten Einbruch der UK-Importe (-32%) und Exporte (-27%) im Wa-
renverkehr mit der EU*. Bis ins Jahr 2023 erholten sich die Warenexporte in
die EU nicht. Die Warenexporte in Drittstaaten nahmen zwar kurzfristig zu
(Q1.2021 +9%), konnten aber den massiven Exportriickgang in die EU nicht
kompensieren. Dies liegt auch daran, dass rund 40 Prozent der britischen Wa-
renexporte in den europaischen Binnenmarkt fliessen.

Der britische Warenexport in Drittstaaten wurde durch den Brexit nicht be-
fligelt. Der Export digitaler Dienstleistungen entwickelte sich hingegen gut.

Die Aussenwirtschaftspolitik stand nach dem Brexit gleichermassen unter
grossem Druck wie auch vor grossen Herausforderungen. Die UK-Regierung
konnte zwar viele der bisher geltenden Freihandelsabkommen der EU mit
Drittstaaten in sog. «Rollover»-Abkommen tberfiihren. Doch in den Jahren
unmittelbar nach dem Brexit ergab sich keine eigentliche Dynamik fiir Ver-
handlungen fiir neue Freihandelsabkommen mit den grossen Drittstaaten USA
und China.

Es gibt auch gute Entwicklungen. Aus Sicht des Vereinigten Koénigreichs po-
sitiv zu werten ist die Zollvereinbarung mit den USA. Die 2025 vereinbarten
Zolle betragen 10 Prozent und sind damit ein Drittel tiefer als die der EU in der
Hohe von 15 Prozent. Es ist offen, ob die USA ohne Brexit mit der EU tiefere
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Zolle vereinbart hatten. Ebenso ist die weitere Entwicklung der US-Zollpolitik
im Moment unsicher.

Nota bene konnte mit der Schweiz ein enges Netz an Abkommen zur Si-
cherstellung des bisherigen gegenseitigen Marktzugangs abgeschlossen wer-
den («Mind the Gap»). Doch die beiden Staaten gingen weiter: So wurde das
«Berne Financial Service Agreement» ausgehandelt, welches fiir den briti-
schen wie auch den Schweizer Finanzplatz von strategischem Wert ist.

Zudem trat UK der Transpazifischen Partnerschaft (CPTPP) bei und konnte mit
Indien 2025 ein Freihandelsabkommen abschliessen.

Die Bewertung dieser Abkommen des Vereinigten Konigreichs ist sicher posi-
tiv, sollte jedoch mit den parallel laufenden Verhandlungen und Abschliissen
der EU verglichen werden. Letztlich bringt der Brexit nur dann effektive Vor-
teile, wenn Grossbritannien schneller bessere Abkommen als die EU ab-
schliesst.

Bei einem solchen Vergleich ist festzuhalten, dass die EU unter anderem mit
Vietnam (2020), Indien (2025), den Mercosur-Staaten (2026) und Australien
(2026) jeweils Freihandelsabkommen abgeschlossen hat. Insgesamt hat die EU
70 Freihandelsabkommen mit Drittstaaten. Als weltweit grosster Binnenmarkt
kann die EU vorteilhafte Konditionen aushandeln. Bisher kann insgesamt kein
kompetitiver Vorteil von UK beim Marktzugang als Folge des Brexits festge-
stellt werden.

Gerade fir die britische Industrie ergab sich somit kein Ersatz fiir eingebiisste
Marktanteile im europaischen Binnenmarkt. «Global Britain» hat jedoch genau
dies versprochen.

Tatsachliche Auswirkungen des Brexits auf die Wirtschaft

Das britische Bruttoinlandprodukt (BIP) entwickelte sich nach dem Brexit
langsamer. Schatzungen von Bloom et al. (2025) beziffern die vom Brexit aus-
gehende Reduktion des UK-BIP auf 6-8 Prozent Die Zuflisse auslandischer
Direktinvestitionen ins Vereinigte Konigreich gingen als Folge des Brexits um
geschatzte 12-18 Prozent, die Beschaftigung um 3-4 Prozent und die Produkti-
vitit um 3-4 Prozent zuriick®™. (Siehe folgende Grafik)
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Die Autoren begriinden diese markant negativen Auswirkungen mit der per-
sistent erhohten Unsicherheit, der Erwartung tieferer Nachfrage nach briti-
schen Giitern und Dienstleistungen sowie mit dem tieferen Produktivitats-
wachstum der britischen Unternehmen. Die Studie umfasste nicht nur die
Analyse der Handelsstatistiken, sondern auch eine umfangreiche Befragung
britischer Unternehmen. Ebenso wurde die Entwicklung der UK-Wirtschaft

mit anderen Landern verglichen.

Je nach Wirtschaftssektor gibt es unterschiedliche Entwicklungen. London
konnte sich - wohl dank seiner globalen Ausrichtung - als Finanzzentrum Euro-
pas behaupten.

Dagegen sanken die Einnahmen in der Industrie wegen der ricklaufigen Ex-
porte in die EU nach dem Brexit. Begriindet wird dies mit technischen Han-
delsbarrieren. Bei den Landwirten wurden Einkommensverluste von bis zu 50
Prozent verzeichnet, dies wegen des Wegfalls der EU-Subventionen und der
Handelshemmnisse beim Export von britischen Agrarerzeugnissen in die EU.
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Die durch den Brexit entstandenen Handelshemmnisse beim Export in die EU
wirkten sich offensichtlich starker und langer aus als vor dem Brexit prognos-
tiziert. So ging die PwC-Studie (2016) vor dem Brexit von einem Riickgang des
BIP um 3 - 5.5 Prozent bis 2020 und 1.2 - 3.5 Prozent bis 2030 aus. Die Effekte
des Brexits auf die Wirtschaft wirken insgesamt negativer und langfristiger als
urspriinglich angenommen. Dabei spielt die Corona-Pandemie keine Rolle.

Besonders KMU wurden von den neuen technischen Handelshemmnissen
stark getroffen.

Tabelle: Ubersicht der wichtigsten Auswirkungen des Brexits

Bereich Auswirkungen des Brexit: Quantitative Aspekte
Bruttoinlandprodukt - 6-8% BIP bis 2025

Beschaftigung - 3-4% bis 2025

Inflation Sehr hoch seit 2016, schwankte zwischen 0.66 bis 11%
Prokopfeinkommen - 6-8% bis 2025

Einkommen Landwirtschaft

- 50% bis 2025

Direktinvestitionen - 12-18% bis 2025

Bereich Auswirkungen des Brexits: Qualitative Aspekte
Produktivitat Minus 3-4% bis 2025

Innovation Stark im KI, Greentech

Forschung Teilnahme an HorizonEurope
Freihandelsabkommen Rollover und mehrere neue Abkommen

34 Migrationsversprechen

Versprechen 1: Kontrolle tiber die Grenzen

Der Brexit fiihrte zu einem Riickgewinn der Kontrolle Giber die Grenzen, al-
lerdings nur fiir die Zeit ab 2021. Eine massenhafte Auswanderung oder gar
Ausweisung von bereits ansassigen EU-Biirgern war rechtlich ausgeschlossen
worden und fand in der Praxis auch nicht statt. Denn das mit dem Brexit ein-
hergehende Ende der Personenfreiziigigkeit hatte bei strikter Anwendung zur
Konsequenz gehabt, dass den EU-Birgerlnnen, die zum Zeitpunkt des EU-
Austritts bereits von ihren Freiziigigkeitsrechten Gebrauch gemacht hatten,
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der Aufenthaltsstatus entzogen werden konnte: denn die Rechtsgrundlage -
das EU-Recht - ware nicht mehr anwendbar gewesen.

Angesichts von 3 Millionen EU-BiirgerInnen im UK und einer Million UK-Biir-
gerlnnen in der EU ware diese Konsequenz mit unakzeptablen Harten ver-
bunden gewesen. Daher einigte man sich schnell auf eine Bewahrung des
erworbenen Status. In der Konsequenz hatten EU-BiirgerInnen, die bis zum
31.12.2020 von ihrem Freizlgigkeitsrecht Gebrauch gemacht hatten, das (ein-
klagbare) Recht, im UK zu verbleiben. Dieses Recht erstreckt sich auch auf Fa-
milienangehdrige. Dasselbe gilt umgekehrt fiir UK-BiirgerInnen in der EU.

Was die Ausweisung krimineller (EU) Auslander angeht, die durch den Brexit
vereinfacht werden sollte, hat sich daher auch nicht viel geandert, zumindest,
was die bereits im UK Ansassigen anging. Fiir Neuankommlinge gelten nun
dieselben Regeln wie fiir Drittstaatenangehorige. Dennoch miissen Auswei-
sungen nach wie vor mit der Europaischen Menschenrechtskonvention und
damit den Vorgaben des Europaischen Menschenrechtsgerichtshofs vereinbar
sein. Wie bereits erwahnt, anderte der Brexit nichts am Verhaltnis des UK zur
Menschenrechtskonvention.

Was das Asylwesen angeht, hat der Brexit die grenziiberschreitende Koopera-
tion erschwert. In den letzten Jahren gab es im UK heftige Diskussionen um ir-
reguldre Uberquerungen des Armelkanals von Asylsuchenden mit Kleinbooten
von Frankreich aus. Nach den Regeln des EU-Asylrechts hatte das UK als EU-
Mitgliedstaat diese in der Regel nach Frankreich (oder ein anderes EU-Land,
das als Ankunftsland zu klassifizieren gewesen ware) zurlickschicken kénnen.
Durch den Brexit hat das UK diese Moglichkeit nicht mehr.”

Zudem hat es auch keinen Zugang mehr zur EU-weiten Fingerabdruckdaten-
bank Eurodac, in der das Ankunftsland von Asylsuchenden und deren Finger-
abdriicke gespeichert werden, was einen schnellen Riicktransfer ermoglicht.
Dadurch scheint - nach Ansicht von Experten - das UK durch den Brexit fiir
Asylsuchende sogar attraktiver geworden zu sein, weil es nun nicht mehr in
der Lage ist festzustellen, ob ein Asylantrag bereits in der EU abgelehnt wor-
den war.”®

Somit hat sich die Situation aus UK-Sicht verschlechtert: die Kooperation im
Asylwesen, die Verantwortung fiir Asylsuchende vor allem bei den Landern an
den stdlichen EU-Aussengrenzen ansiedelt, besteht dem UK gegeniiber nun
nicht mehr. Damit ist zumindest die schnelle Riicksendung von irregularen Mi-
granten schwieriger geworden.
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Versprechen 2: Reduzierung der Nettozuwanderung

Seit dem Brexit hat das UK nunmehr volle Kontrolle tiber die Neuzuwanderung,
Einen Exodus von EU-BiirgerInnen hat es jedoch nicht gegeben. Zwar ist die Zu-
wanderung derzeit geringer, doch haben die Jahre 2022-23 auch gezeigt, dass sie
-je nach Justierung der Konditionen fiir die Visavergabe - auch sehr stark anstei-
gen kann. Was sich stark geandert hat, ist die Herkunft der Zuwandernden: wa-
ren vor dem Brexit noch die Mehrheit aus der EU, sind sie es jetzt nicht mehr. Die
Reduktion in der Nettomigration wird, falls sie anhalt, auch Konsequenzen fiir
den demographischen Wandel und die 6konomische Entwicklung haben. Schon
jetzt warnen manche Okonomen vor diesen Problemen.*

Folgende Phanomene lassen sich beobachten:

- In den ersten Jahren seit dem Brexit war die Nettozuwanderung auf Re-
kordhéhe und erreichte 2023 die Zahl von 944’000. Hierbei sind wohl
Nachholeffekte aus der Corona-Pandemie mitverantwortlich.

- Seit 2024 fallt die Nettozuwanderung wieder, nachdem strengere Rege-
lungen, insbesondere fiir Studierende eingefiihrt wurden. Sie betrug im
Jahr 2024 noch 649'000 und zwischen Juni 2024 und Juni 2025 nur noch
204’000. Es wird erwartet, dass dieser Trend anhalt.

Die folgende Grafik des UK Migration Advisory Committee zeigt diese Ent-
wicklung. Sie berticksichtigt nur im Ansatz den Rickgang der Nettozuwande-
rung, der 2024 seinen Anfang nahm und sich seither verstérkt hat:

Thousands
+ 1400

Net Migration — emssss|mmigration e Emigration
+1200
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+ 600

+ 400

+ 200

B A T TR S-S VA Y SR N N VI N ST Y
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Quelle: https: /www.gov.uk /government /publications/migration-advisory-committee-
report-on-net-migration/net-migration-report-accessible (Crown Copyright — Open

Government Licence v3.0).
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Versprechen 3: Ende der Freiziigigkeit

Das Brexit-Versprechen zum Ende der Freiziigigkeit wurde, was die kiinftige
Zuwanderung angeht, eingeldst. Die britische Regierung hat insbesondere bei
der Verhandlung des Handels- und Kooperationsabkommens in dieser Hin-
sicht eine strikte Linie verfolgt.

Ein punktebasiertes Einwanderungssystem wie das Australiens wurde aller-
dings nicht eingefiihrt. Stattdessen besteht das bisherige Visasystem fort und
gilt seit 2021 auch fiir neu ankommende EU-BiirgerInnen. Und in der Tat ma-
chen EU-BirgerInnen nur noch einen geringen Anteil der Zuwandernden aus:
zwischen Mitte 2024 und Mitte 2025 lag ihr Anteil an den nach UK zuwandern-
den bei 9% (75% waren nicht-EU Auslinder, der Rest Briten).*’ Zum Vergleich:
im Jahr 2016 machten sie die grosste Gruppe mit rund 44% aus.” Es findet der-
zeit sogar eine Nettoabwanderung von EU-BirgerInnen statt, d.h. ca 70°'000
mehr EU-Biigerinnen verlassen das UK als neue hinzuziehen.*

Die Verschiebungen bei der Herkunft der Migrierenden wird in der Grafik des
Migration Observatory der Universitat Oxford deutlich:

Immigration to the UK by nationality grouping, years ending June 2012 to December 2024

Number and share
Share
Number

Non-EU

75%

Non-EU citizens made up 86%
(766,000) of all non-British
immigration in the year ending
Dec 2024

50%

25%
Non-EU citizens made up 42% (238,000) of all
non-British immigration in the year ending June
2012.

0%
2012 2014 2016 2018 2020 2022 2024

Source: ONS, Long-term international migration, provisional: year ending December 2024,
Note: British nationals are excluded. Non-UK nationality grouping not pictured when 'share' measure is selected, as it is 100% across all years.
Estimates for the years ending Sep 2023 to Dec 2024 are provisional.

Quelle: https: /migrationobservatory.ox.ac.uk /resources/briefings /who-migrates-to-
the-uk-and-why/ (reproduziert mit Erlaubnis der Autoren).
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4  Bisherige Bilanz des Brexits: Versprechen
und Realitat

Die bisherige Bilanz des Brexit kann angesichts der weitreichenden Versprechen
als durchwachsen bezeichnet werden. Zwar wurden wichtige Versprechen - ins-
besondere zur Souveranitit und Migration - zumindest formal eingeldst, jedoch
mussten dafiir teils erheblich Kompromisse eingegangen werden, die jedenfalls
fiir Souveranitatspuristen nur schwer zu akzeptieren waren.

41 Formelle Souveranitatsgewinne bei erhohter
Rechtsunsicherheit

Was die Souveranitat angeht, sind hier vor allem die Zugestandnisse des UK im
Hinblick auf Nordirland und auf die Fischereirechte zu nennen. Hier setzte die
EU unter Ausnutzung ihrer Verhandlungsvorteile ihre Eigeninteressen durch.
Es gibt mehrere Griinde fir die Schwierigkeiten bei den Austrittsverhandlun-
gen: So war die Vorbereitung der Brexitbefiirworter mangelhaft. Das Austritts-
verfahren starkte die Position der EU. Diese wiederum verfolgte eine harte
Verhandlungslinie, da die EU-Mitglieder ein starkes Interesse an der Integritat
des Binnenmarktes hatten: Eine «Aufweichung» von dessen Grundregeln hatte
zu Begehren nach Ausnahmen von EU-Mitgliedern gefihrt.

Diese Elemente fiihrten zu einer erheblichen Verzégerung des Austritts und
zu einer enormen Rechtsunsicherheit. Letztere wurde bei der Verhandlung
des Handels- und Kooperationsabkommens, das erst eine gute Woche vor In-
krafttreten fertig verhandelt war, auf die Spitze getrieben.

4.2 Kriechgang der britischen Wirtschaft nach Brexit

In wirtschaftlicher Hinsicht hat sich der Brexit nicht positiv auf das Vereinigte
Konigreich ausgewirkt. Keines der drei Hauptversprechen konnte «eingehal-
ten» werden. So kam es nicht zu einer Deregulierung der UK-Wirtschaft. Im
Gegenteil strebt die Regierung Grossbritanniens eine Annaherung an die EU
an mit dem Ziel, die technischen Barrieren im Handel abzubauen. Der finanz-
politische Spielraum hat durch den Brexit nicht zugenommen. Die eingespar-
ten Zahlungen an die EU kamen nicht ganzlich dem 6ffentlichen Gesundheits-
wesen zugute.
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Die UK-Aussenwirtschaftspolitik konnte wichtige Abkommen abschliessen -
sowohl Freihandelsabkommen als Ersatz der vorgangig bestehenden EU-Ab-
kommen («rollover») als auch neue Abkommen. Bei Letzterem ist der US-Zoll
Deal zu nennen, wo UK mit 10 Prozent signifikant tiefere Zolle als die EU mit
15 Prozent abschliessen konnte. Allerdings ist gerade hier alles im Fluss, nach-
dem die US-Regierung die Zolle auf generell 10 Prozent senkte.

Auch das Berne Financial Service Agreement und mehrere Abkommen fiir di-
gitale Dienstleistungen sind wichtige Errungenschaften.

Die UK-Exporte zeigen deutlich, dass die britischen Unternehmen nach 2016
Marktanteile in der EU verloren haben und diesen Riickgang durch Exporte in
Drittstaaten nicht kompensieren konnten.

Das UK-Wachstum hat sich stark verlangsamt und ist gemass Schatzungen si-
gnifikant tiefer als Folge des Brexits.

Gerade die erniichternde Bilanz dirfte einer der Grinde sein, warum der
Brexit in Umfragen 2025 mehrheitlich als Fehler bezeichnet wird*,

4.3 Kein Rickgang der Zuwanderung

Die Versprechen zur Migration wurden insbesondere von der Realitat eingeholt:
der Bedarf an Arbeitskraften in der britischen Wirtschaft wurde auch nach Ende
der EU-Freizugigkeit zu einem guten Teil durch Einwanderung gedeckt, was zu-
nachst die Nettozuwanderung ansteigen liess. Auffallend ist die Zusammenset-
zung der Einwanderung. So anderte sich die Herkunft - entgegen wohl mancher
Erwartung - der Einwandernden erheblich. So kam der iiberragende Anteil aus
nichteuropaischen Landern, was so nicht vorhergesagt war. Ebenso resultierte
der Austritt aus dem EU-Asylsystem nicht in einem Riickgang der Asylbewerber,
sondern in dem Problem, diese nun nicht mehr ohne grossere Schwierigkeiten in
sichere EU-Lander zuriickschicken zu kdnnen.

Zwar gehtlaut den jiingsten Zahlen die Nettozuwanderung erheblich zuriick, was
in der Form wahrend der EU-Mitgliedschaft so nicht méglich gewesen ware. Al-
lerdings ist vollig offen, ob das aufgrund der alternden Gesellschaft des UK und
des damit einhergehenden Bedarfs an Arbeitskraften langfristig so bleiben wird.

Zusammengefasst lag den Brexitversprechen ein stark vereinfachtes Souvera-
nitatsverstandnis zugrunde, das die Realitdten einer grossen offenen Volks-
wirtschaft mit ihrer geographischen Nahe zum europaischen Kontinent und
ihrer Landesgrenze mit einem EU-Mitgliedstaat stark unterbewertete und die
eigene Bedeutung und Verhandlungsmacht iiberschatzte.
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5 Lehren fur die Schweiz?

51 Gemeinsamkeiten und Unterschiede

Bevor aus der erntichternden Bilanz des Brexits allfallige Lehren fiir die Schwei-
zer Europapolitik diskutiert werden, sollte der Frage der Vergleichbarkeit zwi-
schen UK und der Schweiz kurz nachgegangen werden. Seit Beginn der Ver-
handlungen zwischen der Schweiz und der EU tiber die Bilateralen III gibt es eine
Diskussion tiber die Alternativen zu diesem Verhandlungspaket. Dabei ist zu be-
tonen, dass in der Schweiz nicht die Beendigung des bilateralen Wegs an sich
diskutiert wird, sondern die Gegner dessen Fortsetzung ohne institutionelle Er-
weiterung in den Vordergrund stellen. Die EU wiederum schliesst genau diese
Fortsetzung des Status Quo aus und stellt eine Erosion der Binnenmarktabkom-
men in Aussicht, falls die Schweiz das Paket der Bilateralen III nicht ratifizieren
sollte. Diese Erosion dirfte allmahlich immer mehr Binnenmarktabkommen be-
treffen und sich tiber einen langeren Zeitraum erstrecken.

Dies ist ein wichtiger Unterschied zum Brexit: Bei diesem kam es nach vierein-
halb Jahren zu einem vollstandigen Ausscheiden aus dem europaischen Bin-
nenmarkt in einem Schritt. Somit ist festzuhalten, dass die Nachteile eines
«Swexits» mit einer allmahlichen Erosion tiber eine langere Zeit entstehen und
immer mehr Sektoren treffen wiirden. Es ist daher davon auszugehen, dass
sich die Unsicherheit hierbei tiber einen langen Zeitraum erstrecken wirde.
Und wahrend beim Brexit der Zeitraum fiir die Austrittsverhandlungen insti-
tutionell vorgegeben war, ware dies im Falle eines «Swexits» nicht der Fall.
Dieser Umstand wiirde die Unsicherheit in zeitlicher Hinsicht im Vergleich mit
dem Brexit erhohen.

Bei der Diskussion méglicher Lehren des Brexits fiir die Schweiz ist zu be-
achten, dass sich die Grosswetterlage der Weltwirtschaft und damit auch die
Europaische Union seit 2016 stark verandert haben. Angesichts des globalen
Handelskriegs als Folge offener geopolitischer Rivalitaten ist ein Trend zur
Fragmentierung der Weltwirtschaft feststellbar. Diese Blockbildung wirkt sich
stark auf Europa aus. Der europaische Binnenmarkt wird zusehends vor aus-
lindischen Konkurrenten «geschiitzt» (CBAM,* Made in Europe, Stahlschutz-
massnahmen, Subventionen heimischer Industrien). Dadurch geht es fiir die
EU in der Aussenwirtschaftspolitik im Umgang mit europaischen Drittstaa-
ten neben der Sicherung es gegenseitigen Marktzugangs vermehrt um die
Sicherstellung der Schutzwirkung der eigenen Massnahmen. Neuregelungen
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der Wirtschaftsbeziehungen mit europaischen Partnerlandern durften daher
in absehbarer Zeit erschwert werden.

Fir die Schweiz bedeutet die protektionistische Grosswetterlage, dass eine
Abkehr vom bisherigen Modell des Bilateralismus zugunsten eines Freihan-
delsabkommen-Modells zu schlechteren Marktzugangsregeln bei gleichzeitig
hoéheren politischen Kosten fithren diirfte. Auch spielt die Schweiz nicht in der
gleichen Gewichtsklasse wie das G-7-Mitglied Grossbritannien. «Size matters
more in geopolitics». Realistischerweise ware der Brexit-Deal fiir die Schweiz
bei einer Beendigung des bilateralen Wegs der Benchmark fiir die Regelung
der kiinftigen Beziehungen - jedoch ohne Gewahr auch gleich gute Kondi-
tionen wie Grossbritannien zu bekommen. Es gibt auch sektorielle Unter-
schiede. So sieht das Handels- und Kooperationsabkommen den kontingents-
und zollbefreiten Handel mit Agrarerzeugnissen vor. Agrarfreihandel in ei-
nem vergleichbaren Freihandelsabkommen der Schweiz mit der EU ware eine
Schlechterstellung der Schweizer Landwirtschaft gegeniiber dem heutigen Bi-
lateralen Weg. Gut denkbar, dass die Schweiz einem Agrarfreihandel mit der
EU nicht zustimmen wiirde. Dies wiederum wiirde in anderen Sektoren «aus-
geglichen» werden. Je nach Gewichtung alleine dieser Thematik hatte die Ver-
hinderung des Agrarfreihandels Kosten in anderen Sektoren zur Folge.

Ein weiterer Unterschied betrifft die Wirtschaftsstruktur. Im Vereinigten Ko-
nigreich waren besonders a) Exportunternehmen und b) KMU in der Industrie
stark negativ betroffen. Da die Schweizer Wirtschaft einen signifikant gros-
seren Industriesektor hat (rund 20 Prozent BIP-Anteil gegentiber 10 Prozent
in Grossbritannien) und angesichts der grosseren gesamtwirtschaftlichen Be-
deutung der KMU diirften sich die beim Brexit gemachten schlechten Erfah-
rungen britischer Unternehmen entsprechend noch negativer auf die Schwei-
zer Exportwirtschaft und die KMU auswirken.

5.2 Kein Singapur an der Themse: Lehren fiir die
Schweiz

Der in den Brexit-Studien stark negative und anhaltende Effekt der nicht-
tarifairen Handelshemmnisse ist eine der Hauptlehren fiir die Schweizer Eu-
ropapolitik. Selbst bei inhaltlich gleichwertigen technischen Normen bleiben
offensichtlich signifikante nicht-tarifire Hemmnisse bei der Kontrolle, Zu-
lassung und Marktiiberwachung der Produkte bestehen. Dies erklart auch,
warum die UK-Industrie trotz kontingents- und zollbefreiter Exporte einen
massiven Einbruch ihrer Exporte in die EU erlitten hat. Auch ist die ausgeblie-
bene «Deregulierung» letztlich Spiegelbild der Realitat. Die vollige Abkehr von
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den technischen Normen des europdischen Binnenmarktes wiirde den Handel
Grossbritanniens zusatzlich verteuern.

5.3 Finanzpolitische Lehren fiir die Schweiz

Die Schweiz wird nach Inkraftsetzung der Bilateralen kiinftig jahrliche Kohasi-
onsbeitriage in der Hohe von 330 Mio. Franken leisten. Zudem sind Beitrage zur
Teilnahme an mehreren EU-Programmen vorgesehen. Verglichen mit UK fallen
die Kohasionszahlungen der Schweiz finanzpolitisch weniger ins Gewicht. Dies
liegt daran, dass die Schweiz als Nicht-Mitglied der EU und mit einer unvoll-
standigen Binnenmarktteilnahme deutlich geringere Zahlungen an die EU leistet.
Hingegen ist zu betonen, dass die Schweiz grossen wirtschaftlichen Nutzen aus
den bilateralen Abkommen verzeichnet. Auch die Staatsausgaben haben Vorteile,
da in der Zusammenarbeit mit der EU in verschiedenen Bereichen tiefere Kos-
ten und Effizienzgewinne entstehen (Ausbildung, Forschung, Innovation, Offent-
liches Beschaffungswesen, Sicherheit, Asyl, Land- und Luftverkehr, Raumfahrt,
kiinftig auch Strom und Gesundheit). Es ist vollig offen, an welchen EU-Program-
men und zu welchen Bedingungen die Schweiz im Modell mit einem Freihandels-
abkommen analog dem britischen Weg teilnehmen kénnte.

5.4 Verhiltnis zu Drittstaaten: Schweiz ist schon global
unterwegs

Die Lehren aus der Neuausrichtung der britischen Aussenwirtschaftspolitik mit
Drittstaaten sind fiir die Schweiz nur sehr bedingt relevant. Denn bereits heute
ist die Schweiz zusammen mit den EFTA-Partnern nicht nur voéllig autonom bei
der Ausgestaltung der Aussenwirtschaftspolitik mit Drittstaaten, sondern seit
Jahren auch erfolgreich. Das Netz an Freihandelsabkommen der Schweiz ware
von einem «Swexit» daher nicht direkt betroffen. Es kann nicht abgeschatzt wer-
den, ob und wie stark die Schweiz im Falle der Beendigung des bilateralen Wegs
fir Drittstaaten an Attraktivitat fiir Freihandelsabkommen einbiissen wiirde.

Bei allen drei Versprechen der Brexitbefiirworter - allen voran der «Vote
Leave» Kampagne - zeigen die Fakten, dass die wirtschaftlichen Riickwirkun-
gen der Unsicherheiten ex ante massiv unterschatzt wurden. Auffallend ist
auch die dauerhafte Wirkung der nicht-tarifaren Handelshemmnisse, welche
fir Exporteure in die EU weiterhin stark erschwerend wirken. Wirtschaftlich
betrachtet haben die britischen Exporteure von Industrie- und Agrarerzeug-
nissen den grossten Schaden als direkte Folge des Brexits zu verzeichnen. Und
auch nach 10 Jahren ist dieser Schaden markant.
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from Brussels» https: //www.margaretthatcher.org/document/107332.

Balance of Competence Review: https: //www.gov.uk /government/news/final-reports-in-
review-of-eu-balance-of-competences-published.

David Cameron, Rede vom 23.1.2013 (Bloomberg Rede) https: //www.gov.uk /government,

speeches/eu-speech-at-bloomberg.

Europaischer Rat, Eine neue Regelung fiir das Vereinigte Kénigreich innerhalb der Eu-
ropaischen Union, 23.2.2016, https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE /TXT/?uri=uri-
serv:0J.C1.2016.069.01.0001.01. DEU&toc=0J:C:2016:069L.TOC.

Zu den Kampagnen, s. etwa Kenneth Armstrong, Brexit Time, Cambridge University Press
2017.

Eine ausfiihrliche Analyse der Medien (inkl. Soziale Medien) wéhrend des Referendums
findet sich hier: https: /eprints.bournemouth.ac.uk /24337/1/EU%20Referendum%20Ana-
lysis%202016%20-%20Jackson%20Thorsen%20and%20Wring%20v1.pdf.

S. etwa o.g. Analyse, insb. S. 31 und 40.

Ein Top-10 der Euro-Mythen hat der Guardian zusammengestellt (Guardian, 23.6.2016):

creams-to-condoms.

Guardian, 14.4.2001, Going bananas over the fate of the metric martyr, https: /www.the-
guardian.com /media/2001/apr/14 /europeanunion.uknews.

UK in a Changing Europe, Tablod tales: how the tabloid press shaped the Brexit vote,
16.5.2023, https:

vote/.

ukandeu.ac.uk /tabloid-tales-how-the-tabloid-press-shaped-the-brexit-

Vyacheslav Polonski, Impact of social media on the outcome of the EU referendum,

dia/impact-of-social-media-on-the-outcome-of-the-eu-referendum/.

Leider ist die Internetprasenz der «Vote Leave» Kampagne nicht mehr verfiigbar, so dass

auf archiviertes Kampagnenmaterial als Beleg zuriickgegriffen werden muss, etwa eine
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Die Studie analysiert die rechtlichen und wirtschaftlichen Aus-
wirkungen des Brexit zehn Jahre nach dem Volksentscheid im
Vereinigten Koénigreich. Sie diskutiert zudem mégliche Lehren for
die Schweiz. Die Studie diagnostiziert, dass den Brexitverspre-
chen teils unrealistische Annahmen zugrunde lagen, die zu Gber-
zogenen Erwartungen fihrten. Die durch den Brexit verursachte
Rechtsunsicherheit war erheblich. Zudem zeigt die Studie, dass
das Ausscheiden aus dem EU-Binnenmarkt nicht zu einer regu-
latorischen Entlastung der Wirtschaft oder finanzpolitischen
Ersparnissen fihrte. Die Fakten zeigen, dass der Brexit zu einem
deutlich geringeren Wirtschaftswachstum fuhrte. Die Nettozu-
wanderung nahm nach dem Brexit zunéchst zu und nicht, wie
versprochen, ab.

EIZ



	Jan Atteslander Tobias Lock
	10 Jahre Brexit: Erwartungen und Realität – Lehren für die Schweiz
	Executive Summary
	Inhaltsverzeichnis



